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Mit einer Mahnwache machte die DGHS 
auf das Thema Selbstbestimmung am 
Lebensende aufmerksam.

Es gibt hohe Freibeträge, so dass  
Kinder für ihre pflegebedürftigen Eltern 
kaum noch aufkommen müssen. 
 

Asche zu Asche, Staub zu Staub:  
Führt nur ein gottgefälliges Leben zu  
einem humanen Tod?



wie nach dem Wahlergebnis der Bundestagswahlen zu vermuten stand, ist nun auch 
der restriktive Gesetzentwurf aus dem Bundesgesundheitsministerium für einen neuen 
§ 217 StGB Geschichte, denn der lediglich in ein neues Gewand gekleidete alte § 217 
StGB ist mit der nunmehr regierenden Ampelkoalition politisch nicht mehr durchsetz-
bar. Andererseits lässt der Koalitionsvertrag der Ampelkoalitionäre nicht wirklich Freude 

aufkommen, denn auf Seite 113 des Koalitionsvertrags steht unter 
dem Titel „Entscheidung Sterbehilfe“ ein einziger lapidar und vor al-
lem unverbindlich formulierter Satz: „Wir begrüßen, wenn durch zeit-
nahe fraktionsübergreifende Anträge das Thema Sterbehilfe einer 
Entscheidung zugeführt wird.“  
 
Dennoch kann davon ausgegangen werden, dass die neugewähl-
ten Bundestagsabgeordneten möglicherweise schon in diesem 
Jahr ein prozedurales Sicherungskonzept für die professionelle 
Suizidhilfe verabschieden werden. Hier werden wir verstärkt ge-
fordert sein, all unsere fachliche Expertise und unseren politischen 
Einfluss geltend zu machen. Dem dient u. a. auch die geplante Ver-

öffentlichung eines Weißbuches, in dem alle Fälle der von uns vermittelten ärztlichen 
Freitodbegleitungen dokumentiert sind.  
 
Auch der Beitrag von Herrn Dr. Manfred von Lewinski in diesem Heft, der sich mit ei-
ner möglichen gesetzlichen Neuregelung der professionellen Freitodbegleitung aus-
einandersetzt, nimmt die politischen und rechtlichen Schwerpunkte dieses neuen 
Jahres 2022 vorweg. 
 
Dass wir mit der Neuausrichtung der DGHS auf dem richtigen Weg sind, zeigt nicht nur 
die fast hundertprozentige Zustimmung unserer Mitglieder, sondern auch unser star-
ker Mitgliederzuwachs seit eineinhalb Jahren.  
 
In der Hoffnung, dass Sie alle gut und vor allem gesund in das neue Jahr gekommen 
sind und aus dem vorliegenden Heft wieder erhellende Erkenntnisse gewinnen können, 
verbleibe ich mit herzlichen Grüßen 
 
Ihr 

Liebe Leserinnen und Leser,
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RA Prof. Robert Roßbruch 
Präsident der DGHS e. V. 
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E s waren 17 verschiedene Papp-Ta-
feln mit je einem Buchstaben, die 

Beppo Küster, bekannt aus dem frühe-
ren DDR-Fernsehen und der DGHS 
freundschaftlich verbunden, an die An-
wesenden verteilte. Er berichtete kurz 
von seiner Motivation, sich einzusetzen, 
und arrangierte die Reihenfolge der 
Buchstaben: „Mein Ende gehört mir.“ 

cher Phase des Lebens. Der Sterbe-
wunsch ist eine höchstpersönliche Ent-
scheidung und es braucht keine weitere 
Begründung. Niemand muss sich dafür 
rechtfertigen, und das ist in Deutschland 
einmalig weltweit. Wir appellieren heute 
an die Bundesregierung, dieses zarte 
Pflänzchen neu gewonnener Freiheit zu 
hüten und die Entwicklung abzuwarten, 

Ein sichtbares Zeichen sollte es werden. Anlässlich des World Right to Die Day (WRtDD) am  
2. November bereitete die Pressestelle eine Mahnwache an zentraler Stelle in Berlin vor. Direkt 
am Brandenburger Tor in Sichtweite des Reichstagsgebäudes, in dem der Deutsche Bundestag 
Entscheidungen trifft, formierten sich Mitglieder, Prominente und Freunde der DGHS.  

B
ild

er
: D

G
H

S
/b

rit
ib

ay
 

DGHS-Präsidiumsmitglied Ursula 
Bonnekoh hatte die Aktion initiiert: 
„Einzig und allein unsere persönliche 
Entscheidung, die Freiverantwortlich-
keit ist die Bedingung für das Recht auf 
letzte Hilfe, und das ist gut so.“ Bonne-
koh verwies in ihrem Statement auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts: 
„Egal aus welchem Grund, egal in wel-
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Zum World Right to Die Day (WRtDD) war die DGHS in Berlin am Brandenburger Tor  

„Unsere persönliche Entscheidung“ 



ob überhaupt eine ge-
setzliche Neuregelung 
notwendig ist. Eine Än-
derung des Betäubungs-
mittelgesetzes schreiben 
wir deshalb auf die Liste 
der dringend zu erledi-
genden Aufgaben der 
neuen Bundesregie-
rung.“ Damit griff sie die 
wichtigste Forderung 
auf, die DGHS-Präsi-
dent RA Prof. Robert 
Roßbruch in einer ak-
tuellen Presse-Erklärung 
(2.11.2021) als Forderung an die Politik 
herausgestellt hatte. 

Eigens angereist war auch Harald 
Mayer, der wegen der Erkrankung Mul-
tiple Sklerose mittlerweile bis zum Kopf 
gelähmt ist. Mit Hilfe von Robert Roß-
bruch prozessiert er seit Jahren gegen 
das Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM). Als er das 
Mikrofon erhält, sagt er: „Ich möchte 
noch mal sprechen übers Natrium-Pen-
tobarbital. Als ehemaliger Feuerwehr-
mann kann ich nur sagen: Bei der Feu-
erwehr gibt‘s auch keine Diskussionen, 
mit welchem Löschmittel ein Feuer be-
kämpft wird, man nimmt einfach das 
bestgeeignete Mittel. Das ist in meinem 
Fall Natrium-Pentobarbital.“ 

Buchautor Philipp 
Möller hatte ein Gruß-
wort vorbereitet. So 
sagte er u. a.: „Es ist auch 
der DGHS zu verdan-
ken, dass das selbstbe-
stimmte Sterben seit 
dem Februar 2020 wie-
der straffrei möglich ist 
und dass dadurch 
Rechtssicherheit für alle 
Beteiligten besteht. Zum 
heutigen globalen Tag 
des Rechts auf Sterben, 
dem World Right to Die 

Day, steht eine ausgesprochen sensible 
Frage im gesellschaftlichen Raum, viel-
leicht die sensibelste aller Fragen: Müs-
sen wir Angst vor dem Sterben haben?“ 
 
Mitdemonstranten  
am Mikrofon 
DGHS-Botschafterin Roswitha Quad-
flieg, Tochter des Schauspielers Will 
Quadflieg und als Buchautorin erfolg-
reich, betonte in ihrem Redebeitrag: „Es 
sind ja vor allen Dingen auch die Kir-
chen, die mauern. Die Priester und Pfar-
rer wissen ja angeblich genau, wo man 
hinkommt, wenn man dem Leben ein 
Ende setzt. Das wissen die ja alles ganz 
genau, angeblich. Und ich fand es sehr 
schön, dass neulich ein kirchlicher, evan-

gelischer hoher Bischof, 
glaube ich, sogar gesagt 
hat, auch Sterben verhin-
dern wollen kann schuld-
haft sein.“  

Es griffen auch weitere 
Mitdemonstranten zum 
Mikrofon. So betonte eine 
Dame: „Einen ganz großen 
Dank dafür, dass man 
durch die DGHS selbstbe-
stimmt tatsächlich sterben 
kann – ich bin eines der 
neuesten Mitglieder wahr-
scheinlich – und gleichzei-
tig auch ein ganz großes 
Danke, dass es die Mög-
lichkeit gibt, sich von Mit-
menschen verabschieden 
zu können, was allein 
durch die DGHS möglich 
gemacht worden ist. Danke 
schön.“         Wega Wetzel 
Weitere Infos unter: 
https://www.dghs.de und 
https://wfrtds.org/all-news/ 

DGHS-Präsidiumsmitglied Ur-
sula Bonnekoh hatte zum Mit-
machen eingeladen.

Humanes Leben · Humanes Sterben 2022-1
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D  eshalb kann es hilfreich sein, wenn 
sie zur Durchsetzung ihres Anlie-

gens den Bemühungen der DGHS zu-
sätzlichen Schub geben, indem sie selbst 
Einfluss zu nehmen suchen. Höchstens 
369 Abgeordnete werden für eine an-
gemessene Regelung gebraucht! Für 
alle, denen dies wirklich wichtig ist, gibt 
es Wege zu den Sprechstunden der ge-
wählten örtlichen Abgeordneten. Ein 
anderer Weg ist, sie einzuladen zu einer 
Erörterung dieses Anliegens in den ein-
zelnen DGHS-Bezirken. Dafür aber 
sollte man mit den Einwänden und Vor-
behalten vertraut sein, die die Gegner 
eines selbstbestimmten Sterbens ins Feld 
führen – und wie man ihnen entgegen-
treten kann. Hierzu soll die folgende 
Zusammenstellung beitragen. 

Nach dem bisherigen parlamentari-
schen Austausch geben die Positionen 
derjenigen, welche die am liebsten die 
Suizidhilfe Dritter und mehr noch die 
Ermöglichung eines selbstbestimmten 
Sterbens selbst unterbinden würden, 
Anlass, kritisch hinterfragt zu werden. 

Geht es nur um die Regelung 
von Suizidhilfe? 
Fast durchgängig werden durch die Ein-
wände der Gegner selbstbestimmten 
Sterbens Regelungen für ein humanes 
Sterben auf die Suizidhilfe durch Dritte 
eingeengt. Damit werden unversehens 
die beiden ersten Leitsätze des Urteils 
des BVerfGs ausgeblendet. Diesen Vor-
gaben zufolge geht es zunächst einmal 
darum, dass einem (entscheidungsfähi-
gen) Sterbewilligen eine menschenwür-
dige Beendigung seines Lebens nicht 
verstellt werden darf. Erst an dieser 
Grundlage knüpft dann die weitere Vor-
gabe an, dass dies (auch) mit Hilfe 
Dritter stattfinden darf. Beides muss 
deshalb Gegenstand einer auf humane 
Weise praktizierbaren Regelung werden: 
Die Eröffnung zu einem suizidgeeigneten 
Mittel und, wenn erwünscht, der Beistand 
Dritter beim Vollzug des (eigenhändi-
gen!) Suizids. 

Geht es nur um krankheits-
bedingte Lebenslagen? 
Auffallend ist weiter, dass die Gegner 
selbstbestimmten Sterbens sich aus-
schließlich mit krankheitsbedingten Le-
benslagen und deren Regelungsbedarf 
befassten. Sie sind quantitativ sicher ein 
besonders wichtiges Regelungsfeld, zu-
gleich aber eines mit besonderen, alter-
nativen, wenn auch nach wie vor kei-
neswegs ausreichend entwickelten Mög-
lichkeiten (Palliativmedizin, Hospizdien-
ste etc.).  

Nach den ausdrücklichen Vorgaben 
des BVerfGs ist das Recht auf selbstbe-
stimmtes Sterben jedoch nicht auf fremd-
definierte Situationen wie schwere oder 
unheilbare Krankheitszustände oder be-
stimmte Lebens- und Krankheitsphasen 
beschränkt. Es gibt vielmehr noch eine 
kasuistisch nicht abzuschließende Reihe 
weiterer Lebenslagen, aus denen Ent-
schlüsse resultieren, das eigene Leben 

Hinterfragungsbedürftige Einwände der Gegner selbstbestimmten Sterbens

VON DR. MANFRED VON LEWINSKI

Zur Regelung des Umgangs  
mit Suizid und Sterbehilfe

Am 21. April 2021 wurde im Bundestag intensiv über Suizidhilfe diskutiert. 
Nach der Wahl muss nun eine Ampel-Koalition das Thema anpacken. 
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Vor wenigen Monaten hat eine 
neue Legislaturperiode des Bun-
destages begonnen. In ihr wird es 
darum gehen, ob eine den Vorga-
ben des Bundesverfassungsge-
richts entsprechende Regelung für 
den Umgang mit Suizid und Ster-
behilfe gefunden wird. Die Mitglie-
der der DGHS sind dieser Organi-
sation beigetreten, weil ihnen 
wichtig ist, in Würde selbstbe-
stimmt sterben zu können, wenn 
sie die Zeit dafür gekommen se-
hen. Die Widerstände gegen eine 
solche Regelung sind jedoch un-
verändert groß. 
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beenden zu wollen (beispielsweise: innere 
Vereinsamung, schamvoll empfundene 
Hilflosigkeit, eine unabwendbar herauf-
ziehende, persönlichkeitszerstörende 
Demenz, ein deutlich wahrgenommener 
Verfall körperlicher und geistiger Fä-
higkeiten und Interessen, der Wunsch, 
mit der eigenen Hinfälligkeit Mitmen-
schen, insbes. nahe Angehörige nicht 
länger zu belasten). Auch solche Le-
bensumstände müssen in einer Regelung 
ihren Platz finden.  
 
Entscheidungsfähigkeit auch 
in schwierigen Lebenslagen? 
Vielfach wird in Zweifel gezogen, dass 
Menschen gerade unter dem Druck 
schwieriger Lebensumstände überhaupt 
entscheidungsfähig sind.  
◗  Demgegenüber ist zunächst darauf 
hinzuweisen, dass jede Entscheidung 
eine bedingte ist. Bedingt ist sie einer-
seits durch die jeweiligen, oft sehr wid-
rigen Gegebenheiten der äußeren Um-
welt. Weiterhin ist sie abhängig von 
individuellen Anlagen und Befindlich-
keiten sowie den aus ihnen resultieren-
den körperlichen Bedürfnissen, die 
wiederum Gefühle, Emotionen generie-
ren, mit denen der Mensch auf all dies 
anspricht. Schließlich hängen Entschei-
dungen von der persönlichen Ge-
schichte und den durch sie entstandenen 
charakterlichen Ausprägungen ab. Alle 
diese Dinge geben einer Person ihr in-
neres Profil, das in der Begegnung mit 
den äußeren Umständen eher den einen 
als den anderen Willen zeitigen. 
◗  Auf dieser naturgegebenen Basis geht 
unsere gesamte Rechtsordnung davon 
aus, dass Menschen sich in der Regel 
wertegeleitet zwischen verschiedenen 
Möglichkeiten entscheiden und dafür 
persönlich zur Verantwortung gezogen 
werden können. 
◗  Schließlich gehört bei der Beurteilung 
der Entscheidungsfähigkeit in schwieri-
gen Lebenslagen zur vollständigen 
Wahrheit die erstaunlich robuste Gabe 
des Menschen, selbst in aussichtslos er-
scheinenden Situationen Halt gebende 
Auswege in Hoffnung auf Besserung, 
Trost spendenden Sinngebungen des 
Glaubens oder in einer Kraft verleihen-
den Verantwortung und Pflichterfüllung 
anderen und deren Erwartungen gegen-
über zu finden. Hinzu kommt seine fas-
zinierende, immer wieder unterschätzte 
Fähigkeit, sich mit Verhältnissen zu ar-

rangieren, die von außen gesehen ei-
gentlich unerträglich erscheinen, und 
sich in ihnen schlecht und recht einzu-
richten. Mit einem Satz: Es ist außeror-
dentlich beeindruckend, welchen trost-
losen Umständen, welchen zerstöreri- 
schen Mächten, welchem Leiden ein 
Mensch mit diesen, seinen dem Leben 
zugewandten Kräften zu trotzen ver-
mag! Wer vor diesem Hintergrund 
gleichwohl seinem Leben ein Ende set-
zen will, und daran auch nach einer 
gründlichen Beratung zur Abklärung 
von Suizidabsichten festhält, dem ist zu-
zubilligen, dass dies eine Entscheidung 
ist, die im Rahmen seines Selbstbestim-
mungsrechtes seiner eigenen Verantwor-
tung überlassen bleiben muss. 
 
Entscheidungsfähigkeit trotz 
psychischer Störungen? 
Von den Gegnern selbstbestimmten 
Sterbens wird hartnäckig betont, in der 
ganz überwiegenden Zahl der Suizidfälle 
sei eine psychische Störung, zumeist 
eine Depression nachweisbar. Dies wird 
mit der Unterstellung verbunden, dass 
damit auch die Entscheidungsfähigkeit 
des Suizidenten zu bezweifeln sei. Un-
zweifelhaft gibt es eine Anzahl psychi-
scher Krankheitsbilder, bei denen Ent-
scheidungsfähigkeit ausgeschlossen wer-
den muss. Indessen ist die Behauptung 
in dieser undifferenzierten Form nicht 
haltbar: 
◗  Bereits von den unter chronischer 
Psychose aber auch unter einer Depres-
sion Leidenden weiß man, dass sie über-
wiegend nicht im Zustand wahnhafter 
Verkennung in den Suizid hineintreiben, 
sondern eher zwischen den Krankheits-
phasen die suizidale Konsequenz ziehen, 
wenn sie sich ihres Zustands und damit 
ihrer begrenzten Lebensmöglichkeiten 
bewusst werden. In diesen Zwischen-
phasen sind sie also zumeist durchaus 
entscheidungsfähig. 
◗  Dies gilt umso mehr für Personen, de-
nen ganz einfach der Lebensboden brü-
chig geworden ist, die keine Perspektive 
im Weiterleben zu erkennen vermögen, 
weil sie sich mit dem Nachlassen der 
körperlichen und der geistigen Kräfte 
der ihnen im Leben wichtigen Dinge 
beraubt sehen. Dass alle diese Men-
schen, die aufgrund ihrer existentiell be-
drohten Lage und ihrer Persönlichkeits-
prägung den letzten, oft von Leiden und 
Behinderung belasteten Abschnitt ihres 

Weges nicht zu Ende gehen wollen, in 
der suizidalen Erwägung nicht heiter er-
scheinen, sondern durchaus depressive 
Symptome zeigen, kann nicht verwun-
dern. Dies dann zugleich als Unfähigkeit 
zu klassifizieren, die Entscheidungsfä-
higkeit ausschließt, geht fehl!1   
 
Zugang nur durch ärztliche 
Verschreibung? 
Sofern der Zugang zu einem suizidge-
eigneten Mittel an eine ärztliche Ver-
schreibung gebunden werden soll, kein 
Arzt aber zur Ausstellung eines solchen 
Attests verpflichtet werden kann, ist die 
Vollziehbarkeit einer Suizidentscheidung, 
auch wenn sie alle nach den Vorgaben 
des BVerfGs dafür erforderlichen Vor-
aussetzungen erfüllt, nicht gewährleistet. 
Das Selbstbestimmungsrecht des Suizi-
denten, Ort, Zeit und Umstände seines 
Sterbens zu bestimmen, wird vielmehr 
ausgehöhlt, indem es von der persön-
lichen Bereitschaft eines Dritten abhängig 
gemacht wird, dem seinerseits eine solche 
Verschreibung aus persönlichen oder 
ärztlichen Standesüberzeugungen, wenn 
überhaupt, dann allenfalls aus einer be-
sonderen, persönlichen Arzt-Patienten-
beziehung heraus zugemutet werden 
kann. 
 
Ambivalenz von Suizidvor- 
haben – Risiko oder Chance? 
Nicht zu Unrecht wird von den Gegnern 
selbstbestimmten Sterbens auf die Am-
bivalenz von Suizidvorhaben hingewiesen 
und daraus gefolgert, dass es ihnen an 
der notwendigen Eindeutigkeit fehle. 
Genau hier liegen aber auch die bisher 
faktisch nicht bestehenden, besonderen 
Chancen, Suizidwillige im Rahmen eines 
ja allseits vorgesehenen Abklärungsver-
fahrens von Suizidabsichten über etwaige 
Fehleinschätzungen ihrer Situation auf-
zuklären, zu versuchen, gemeinsam le-
benszugewandte Alternativen zu ent-
wickeln, mögliche Hilfen aufzuzeigen 
aber auch Auswirkungen in den Blick 
zu rücken, die eine Suizidentscheidung 
insbesondere für Menschen ihres näheren 
Umfeldes hat und sie damit vielleicht 
doch noch für ein Weiterleben zu ge-
winnen. Hierfür fehlt es bisher an ge-
eigneten Anknüpfungspunkten. Diese 
Chance würde jedoch vertan, wenn das 
Verfahren nicht frei von Bevormundung 
und nicht ergebnisoffen bleibt. Der sich 
der Abklärung stellende Suizidwillige 
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 1 Hierzu insbes. Wedler in Suizidalität – Verstehen, Vorbeugen, Behandeln, Hrsg v. M. Wolfersdorf, 
T. Bronisch und H. Wedler, 2008, S. 319f



muss also die Gewissheit haben, dass 
die endgültige Entscheidung (right or 
wrong) bei ihm bleibt.  
 
Eine gefährliche  
Normalisierung? 
Diesem mehrfach erhobenen Einwand 
sind folgende Fragen entgegenzuhalten:  
◗  Sind die in Deutschland jährlich fast 
10 000 mehr oder weniger klandestin 
vollzogenen Suizide und darüber hinaus 
ein Vielfaches an Suizidversuchen, deren 
man mit allen bisher ergriffenen und – 
auch in der Plenardebatte am 21.4.2021 
immer wieder beschworenen – gut ge-
meinten Maßnahmen nicht Herr gewor-
den ist, eine tolerierbare Normalität?  
◗  Darf man weiterhin Menschen, die 
man von keiner für sie noch möglichen 
Perspektiven mehr überzeugen kann, 
der von ihnen als grausam empfundene 
Alternative aussetzen, an ihrem Leben 
weiter festzuhalten zu müssen, weil sie 
keine Möglichkeit sehen, ihrem Leben 
auf menschenwürdige Weise ein Ende 
setzen zu können; wenn man sie also 
letztlich Leiden überlässt, die man ihnen 
anders bis heute nicht mehr abzuneh-
men weiß? Ist das eine tolerable Nor-
malität?  
 
Öffnen der Büchse der  
Pandora? 
Die am häufigsten herauf beschworene 
Befürchtung geht dahin, dass mit der 
Ermöglichung eines sicheren und sanften 
Sterbens in der Gesellschaft ein Druck 
auf insbesondere vulnerable Menschen 
entstehen könne, von einer solchen, auch 
ihre Mitmenschen entlastenden und be-
freienden Möglichkeit doch Gebrauch 
zu machen. 
◗  Ohne eine solche Besorgnis einfach 
beiseiteschieben zu wollen, muss dem-
gegenüber darauf hingewiesen werden, 
dass der Wunsch insbesondere alter und 
kranker Menschen, sich aus dem Leben 
zurückzunehmen, keineswegs ein – wie 
vielfach so selbstgewiss wie unsensibel 
unterstellt – in der Regel von außen auf-
gezwungener, sondern ein vielfach wohl-
erwogen intrinsischer Entschluss ist, der 
seine Wurzeln in einer ausgereiften Ent-
wicklung des eigenen Selbstwertes, der 
eigenen Selbstachtung und des eigenen 
Selbstanspruchs hat, mit denen der Ein-
zelne sich seiner Menschenwürde be-
wusst wird, die unantastbar und deshalb 
von den Skeptikern gegenüber einem 

selbstbestimmten Sterben zu respektie-
ren ist! 
◗  Bemerkenswert ist zudem die Sensi-
bilität für diese Befürchtung in den Köp-
fen derjenigen, in deren Händen es ja 
im Wesentlichen liegt, ob eine solche 
Entwicklung zur Norm wird. Gestützt 
auf das Gebot des Lebensschutzes in 
unserer Verfassung können sie solchen 
Auswüchsen, so sie sich denn wirklich 
zeigen sollten, mit gesetzlichen und ad-
ministrativen Maßnahmen begegnen. 
Solange sie jedoch nur Mutmaßungen 
sind, erfüllen sie nicht die Anforderun-
gen, die an eine Abwägung grundlegen-
der, verfassungsrechtlicher Vorgaben zu 
stellen sind. Sie ermöglichen vielmehr 
jedes sich dahinter verbergende, von be-
stimmten, weltanschaulich präferierten 
Vorverständnissen erwünschte Ergeb-
nis! 
◗  Anzeichen für derartige Befürchtun-
gen gibt es bisher weder in Deutschland 
noch in anderen Staaten, die sich einem 
selbstbestimmten Sterben stärker geöff-
net haben – mit einer Ausnahme, den 
Niederlanden. Die dortige Zunahme der 
Suizide ist jedoch zu über 95 Prozent 
auf die dort zulässige (ärztliche) Tötung 
auf Verlangen zurückzuführen. Dies 
kann man unterbinden, und der Gesetz-
geber hat es in der Hand, dass dies so 
bleibt. Wenn hingegen die Mehrheit der 
gewählten Vertreter des Volker dies 
nicht mehr für nötig hielten – wofür es 
ebenfalls keinerlei Anhaltspunkte gibt – 
könnten sie das durch Aufhebung des  
§ 216 StGB auch jederzeit ändern. Im-
mer aber ist der in Teilen so bedenken-
reiche Gesetzgeber selbst in diesen Fra-
gen also Herr des Verfahrens! 
◗  Er hat es auch in der Hand, dem 
selbstbestimmten Sterben einen verfas-
sungskonformen Rahmen zu setzen, was 
alle bisher bekannten Vorschläge, wenn-
gleich mit unterschiedlichen Akzenten, 
anstreben und er kann sich durch ein 
Evaluationsverfahren vorbehalten, je-
derzeit zu überprüfen, ob das verfas-
sungsrechtlich verbürgte Recht auf 
selbstbestimmtes Sterben tatsächlich zu 
einem Gedrängt-Werden zum Tode ent-
artet. 
◗  Aber in der Tat: In Anbetracht der 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts ist nunmehr eine neue, sterbe-
willigen Menschen bisher verweigerte 
Akzeptanz geboten, ihrem Leben in 
Würde ein Ende setzen zu können! 

Ist der Staat zur Ermöglichung 
von Suiziden verpflichtet? 
Insbesondere von Seiten des Gesund-
heitsministeriums wurde darauf hinge-
wiesen, es gehöre nicht zu den Ver-
pflichtungen des Staates, selbst Medi-
kamente zur Selbsttötung zur Verfügung 
zu stellen. Das Bundesverfassungsgericht 
habe sehr klar gemacht, dass es zwar 
ein umfassendes Recht auf selbstbe-
stimmtes Sterben gebe, aber eben keinen 
Anspruch darauf, dass dabei geholfen 
werde. 
◗  Diese Aussage verkennt, dass sich spe-
ziell der Staat mit Blick auf die vom 
Bundesverfassungsgericht zur Vorgabe 
gemachte Realisierbarkeit des Rechts 
auf ein selbstbestimmtes Sterben in ei-
ner besonderen Lage befindet. Er hat 
nämlich aus Gründen, die in anderem 
Zusammenhang ihre Berechtigung ha-
ben aber ohne gebotene Differenzie-
rung, den Zugang zu einem dafür be-
sonders geeigneten Mittel gesetzlich 
versperrt. Nachdem sich gezeigt hat, dass 
das geltende Gesetzesrecht in seiner An-
wendung durch die Verwaltung und die 
Gerichte den verfassungsmäßigen Vor-
gaben mit Blick auf die Selbstbestim-
mung auch im Sterben nicht gerecht 
wird, kann es deshalb in dieser Form 
nicht fortbestehen. Geboten ist viel-
mehr, die vom Staat durch das Arznei- 
und Betäubungsmittelrecht erst geschaf-
fenen Verbote insoweit aufzuheben und 
damit Hindernisse zurückzunehmen 
oder jedenfalls insoweit grundrechte-
konform zu modifizieren, dass sie es – 
allerdings unter Wahrung seiner Pflich-
ten zum Lebensschutz – einem Sterbe-
willigen nicht mehr verwehren, an ein 
geeignetes Suizidmittel zu gelangen, mit 
dessen Hilfe er seinem Leben auf hu-
mane Weise eigenhändig ein Ende set-
zen kann. 
◗  Zur Veranschaulichung dieser Proble-
matik muss noch einmal das für verfas-
sungswidrig erklärte Gesetz zur Straf-
barkeit der geschäftsmäßigen Förderung 
der Selbsttötung vom 10. 12.2015 (§ 217 
StGB) in Erinnerung gerufen werden. 
Es hatte zwar Teilnehmer straffrei ge-
stellt, soweit sie nicht geschäftsmäßig 
handeln und entweder Angehöriger ei-
nes Suizidenten sind oder diesem nahe-
stehen.  

Der Zynismus dieser Regelung be-
stand allerdings darin, dass der Gesetz-
geber sehr wohl davon ausgehen 
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konnte, dass dieser Personenkreis in al-
ler Regel über keine geeigneten Mittel 
verfügte, um auf eine humane Weise 
Beihilfe zum Suizid leisten zu können. 
Das darf nicht von Neuem passieren! 
 
Aufbau eines umfassenden 
Präventionssystems? 
Eine immer wiederholte Forderung lau-
tet, die Ausübbarkeit eines Suizids auf 
eine humane Weise – wenn überhaupt – 
von einem vorausgegangenen, umfas-
senden Aufbau eines Suizidpräventions-
systems abhängig zu machen. Hierauf 
ist zu erwidern: 
◗  Selbstverständlich ist es wünschens-
wert und sicher hilfreich, solche Vorkeh-
rungen, wo immer sie noch fehlen, in 
ausreichendem Umfang zu treffen. Dies 
kann und darf aber nicht mehr zum Vor-
wand werden, Menschen, die fest ent-
schlossen sind, ihr Leben zu beenden, 
den Zugang zu einem dafür geeigneten 
Mittel abzuschneiden. 
◗  Ein unter den Parlamentariern wei-
testgehend unstreitiges Abklärungsver-
fahren vor einem Zugang zu einem sui-
zidgeeigneten Mittel eröffnet – wie in 
anderem Zusammenhang bereits aus-
geführt – überhaupt erst eine bisher 
nicht bestehende Chance, unter den in 
Deutschland jährlich etwa zehntausend 
Suizidfällen eine Vielzahl sonst uner-
kannt bleibender Suizidvorhaben recht-
zeitig zu erkennen, dem in ihnen sich 
manifestierenden, scheinbar verlöschen-
den oder verschütteten Lebenswillen 
noch einmal durch eine lebenszuge-
wandte Beratung Auftrieb zu geben, 
vielleicht noch mögliche Hilfen aufzu-
zeigen, und Sterbewillige doch noch für 
ein Weiterleben zu gewinnen.  
◗  Zudem gibt es in unserem Land ja 
dankenswerterweise bereits eine durch-
aus beachtliche Zahl von Suizidenten 
auffangenden Einrichtungen und Initi-
ativen. Das größere Problem ist, dass 
diese viele Suizidwillige bisher nicht er-
reichen. 
◗  Wenn und wo aber noch Lücken und 
Mängel – insbesondere seit Jahren von 
nicht wenigen Politikern – wortreich be-
klagt werden, ist dem entgegenzuhalten, 
dass dem längst Taten hätten folgen kön-
nen. Dies nun zu einer Hürde für die 
Ausübung des Rechts auf ein selbstbe-
stimmtes Sterben machen zu wollen, 
wirft die Frage auf, ob die Politik sich 
nicht mit solchen Vorbehalten nur jeden, 

ihr passenden Aufschub verschaffen 
möchte, Probleme, so sie denn bestehen, 
auf Kosten von vielen, heute und mor-
gen ernsthaft Sterbewilligen erst nach 
Kassenlage zu lösen? Ist hier nicht viel-
mehr die mangelhafte Umsetzung ihrer 
erklärten Anliegen, Suizide durch eine 
flächendeckende Versorgung mit Ein-
richtungen der genannten Art vermeid-
bar zu machen, im Grunde ein entlar-
vender Prüfstein für die Ernsthaftigkeit 
und Tragfähigkeit dieser bekundeten 
Absichten? 
 
Schutz religiöser  
Überzeugungen? 
Immer wieder lassen Gegner selbstbe-
stimmten Sterbens durchblicken, aus ei-
ner zu schützenden, christlich-religiösen 
Überzeugung verbiete es sich, ein gott-
gegebenes Leben zu beenden, eine Auf-
fassung, die auch unter den Abgeord-
neten sicher verbreiteter ist, als in der 
Debatte offengelegt wurde. Dem ist ent-
gegenzuhalten: 
◗  Die Verfassung, die nicht nur das or-
ganisatorische und rechtliche Funda-
ment unseres gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens ist, sondern auch in sitt- 
licher Hinsicht die verbindlichen Maß-
stäbe setzt, wahrt in dieser Frage Zu-
rückhaltung. Zwar erklärt sie die Frei-
heit des Glaubens sowie des religiösen 
und weltanschaulichen Bekenntnisses 
für unverletzlich (Art. 4 Abs. 1 GG). Das 
schützt, unabhängig von Art 2 Abs. 2 
GG, denjenigen, der sein eigenes Leben 
aus religiöser oder weltanschaulicher 
Überzeugung für unantastbar und indi-
sponibel hält, vor jedwedem Ansinnen, 
selbst Hand an sich zu legen. Denn die-
ses Grundrecht schützt nicht nur die in-
nere Freiheit, zu glauben oder nicht zu 
glauben, sondern auch das Recht des 
Einzelnen, sich seiner inneren Glau-
bensüberzeugung gemäß zu verhalten, 
hier also, an seinem Leben unter allen 
Umständen festzuhalten. Hieraus ist 
dann allerdings zu folgern, dass das so 
auszulegende Grundrecht auch für den-
jenigen zu gelten hat, der sich weltan-
schaulich nicht gehindert sieht, über sein 
eigenes Leben zu verfügen, es vielmehr 
als einen dem Menschen gemäßen We-
senszug ansieht, seinem Selbsterhal-
tungstrieb nicht bedingungslos ausgelie-
fert zu sein, sondern ihn zum 
Gegenstand seiner Dispositionen ma-
chen zu können. Auch ihm muss es mög-

lich sein, seiner Überzeugung folgend 
zu leben – und zu sterben. 
 
Gewissensfreiheit oder  
Verfassungsgebundenheit? 
Bisher nicht ausdrücklich thematisiert 
wurde die Regelung von Art. 38 Abs. 1 
des Grundgesetzes, demzufolge Abge-
ordnete bei der Rechtsetzung an Aufträge 
nicht gebunden und nur ihrem Gewissen 
unterworfen sind. Das könnte Abge-
ordnete dazu veranlassen, ihre christlich 
religiöse Überzeugung zur Grundlage 
einer persönlichen Gewissensentschei-
dung gegen eine Zulassung selbstbe-
stimmten Sterbens zu machen. Sollten 
sie auf den Gedanken kommen, sich 
darauf zurückzuziehen, würden sie jedoch 
nur einer Seite ihres Mandates gerecht. 
◗  Der Gesetzgeber unterliegt selbst den 
rechtlichen, organisatorischen und sitt-
lichen Vorgaben der Verfassung. Es steht 
ihm zwar zu, die Verfassung zu ändern. 
Solange das Grundgesetz aber so ist, wie 
er es selbst geschaffen hat, ist er an diese 
verfassungsmäßige Ordnung gebunden. 
Und solange bietet sie in der letztgülti-
gen Auslegung des Bundesverfassungs-
gerichts eine verlässliche Grundlage, 
dem Lebensschutz auch dann Genüge 
tun zu können, wenn Menschen ein 
selbstbestimmtes Sterben auf eine si-
chere, sanfte und für die Mitmenschen 
einigermaßen erträgliche Art und Weise 
nicht mehr verwehrt wird. 
◗  Was für den Gesetzgeber in Gänze 
gilt, muss logischerweise auch für die 
einzelnen Abgeordneten gelten, nämlich 
den in der Verfassung verankerten Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts 
nachzukommen. 
◗  Darüber hinaus sind sie nach Art. 38 
GG zugleich Vertreter des ganzen Vol-
kes. Damit sind sie in ihrer konkreten 
gesetzgeberischen Arbeit in besonderer 
Weise auch darauf verpflichtet, den ver-
fassungsmäßigen Grundrechten der ein-
zelnen Bürger als Spielregeln unseres 
gesellschaftlichen Zusammenlebens 
Geltung zu verschaffen – hier insbeson-
dere den Art. 4 Abs. 1 und 2 Abs. 1 GG – 
und damit auch denjenigen gerecht zu 
werden, die ihre jeweils persönlichen 
Wertmaßstäbe nicht teilen. Das sind ge-
rade in der Frage von Suizid und Ster-
behilfe, wie jeder weiß, nicht wenige. 
Auch ihnen muss es möglich sein, ihren 
Überzeugungen folgend zu leben – und 
zu sterben!
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Für die Angehörigen ist die Situation 
ein Albtraum. Im Herbst war sie 

Thema eines ZDF-Spielfilms, prominent 
besetzt mit Anneke Kim Sarnau und 
Silke Bodenbender als Töchter, die um 
die richtigen Entscheidungen ringen. Im 
Film spitzt sich die Lage dramatisch zu. 
Die Mitarbeitenden des Pflegeheims, in 
dem die Mutter liegt, weigern sich, die 
lebenserhaltenden Maschinen abzuschal-
ten. Doch der Film beruht auf wahren 
Begebenheiten. Das Streiten um den 
Behandlungsabbruch, betreut von 
Rechtsanwalt Wolfgang Putz, landete 
beim Bundesgerichtshof, der am 25.6.2010 
ein Grundsatzurteil sprach.  

RA Wolfgang Putz sagt über den 
Spielfilm: „Die starke fiktionale Verän-
derung der „wahren Gegebenheit“ habe 
ich von Anfang an mit unterstützt. Mein 
Anliegen war es, dass der Konflikt in 
Gesellschaft, Familien und beteiligten 

Berufen klar herausgearbeitet wird. Und 
da war es wirklich gut, keine Polarisierung 
„Gute Familie gegen böses Pflegeheim“ 
oder Fokussierung auf die „Heldentat“ 
von Kindern und Rechtsanwalt zu in-
szenieren, sondern genau das, was raus-
gekommen ist.  
 
„Das stellten wir uns  
nicht vor.“ 
Im echten Fall konnten wir uns beim 
besten Willen nicht vorstellen, dass sich 
die Staatsgewalt rechtswidrig auf die 
Seite des Heimes stellen würde. Wir hat-
ten vorab die Polizei informiert und die 
vollständige Kopie der gerichtlichen 
Vorgänge lag im Krankenzimmer zur 
Einsicht bereit. Dass es dennoch zur 
Neuanlage der Sonde auf Veranlassung 
der Staatsanwaltschaft und zur Straf-
verfolgung von Rechtsanwalt und Tochter 
kam, ist schon unglaublich. Die Staats-

anwaltschaft interessierte der vom Be-
treuungsgericht sorgfältig abgeklärte 
Fall nicht.  

Das – wie gesagt – konnten wir uns 
nicht vorstellen, und deshalb sollte das 
Durchschneiden der Sonde zielführend 
sein. Eine Verlegung ins Krankenhaus 
nach der spektakulären Eskalation – 
das hatten wir schon erwartet. Aber die 
Neuanlage der Sonde niemals. Nach 
Rückkehr der Betreuungsrichterin aus 
dem Urlaub konnte die Verlegung aus 
dem Krankenhaus in einen freien Ho-
spizplatz für den 7. Januar 2008 erfolg-
reich organisiert werden. Dort sollte die 
Sondenernährung erneut abgestellt wer-
den und das friedliche Versterben der 
Mutter im Kreis ihrer Kinder zugelassen 
werden. Noch vor der Verlegung starb 
die Patientin am 7. Januar 2008 im  
Krankenhaus unter laufender künstlicher 
Ernährung.“                                             we 

Der ZDF-Spielfilm 
„Bring mich nach 
Hause“ griff im 
Herbst das Thema 
Behandlungsabbruch 
auf – nach dem wah-
ren Fall.
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Wie Sie mit einer Vollmacht ein Sterben in Würde ermöglichen

Mutter darf gehen

Eben noch war die Mutter voll aktiv, übernahm das Enkelkind. Und dann passiert es: Sie bricht 
zusammen, ist nicht ansprechbar. Der herbeigerufene Notarzt handelt schnell, stabilisiert die 
Mutter. Nach dem ersten Check im Krankenhaus ist die Diagnose eindeutig: Schlaganfall. Die 
Mutter wacht nicht auf, Maschinen helfen beim Atmen. Eine Patientenverfügung gibt es nicht. 
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Seit mehr als 40 Jahren setzt sich die 
DGHS als Patientenschutzorganisation 
für das Selbstbestimmungsrecht des 
Menschen am Lebensende ein. Sie hat 
maßgeblich daran mitgewirkt, dass seit  
dem 1. September 2009 im Patienten-
verfügungsgesetz das Selbstbestimmungs-
recht auch im Zivilrecht verankert wird 
und Ärzte seitdem gesetzlich verpflichtet 
sind, eine Patientenverfügung einzuhal-
ten. 

Die Patientenverfügung dokumentiert, 
wie sie medizinisch behandelt werden 
möchten und welche Behandlungen sie 
ablehnen, wenn sie sich selbst nicht mehr 
äußern können. Die Patientenverfügung 
ist das wichtigste Vorsorgeinstrument 
zur Absicherung des humanen und selbst-

bestimmten Sterbens! Deshalb gilt für 
uns: „Verfasse eine Patientenverfügung, 
entscheide Dich, damit nicht andere 
über Dich entscheiden!“ Mit Hilfe einer 
rechtssicheren Patientenverfügung sorgen 
Sie dafür, dass der eigene Wille durch-
gesetzt wird. 

Die Beratung bei der Erstellung von 
Patientenverfügungen, ist der Haupt-
schwerpunkt der Arbeit unserer DGHS-
Ansprechpartnerinnen und -partner.  

Die ausgefeilte und 2019 neu aufge-
legte Patientenverfügung ist bei der 
DGHS Bestandteil einer Patienten-
schutz- und Vorsorgemappe, die auch 
Vorsorge-Vollmachten, weitere Verfü-
gungen und die Abfrage von Wertvor-
stellungen enthält.                               ch

In Zeiten der Pandemie hat die DGHS 
bereits im Frühjahr 2020 Zusatz-For-
mulare zur Patientenverfügung erstellt. 
Jeder und jede möge sich vorher Ge-
danken machen, wie die Behandlung 
im Falle einer COVID-19-Erkrankung 
aussehen soll.  
 
Drei ergänzende Formulare gibt es, online 
(www.dghs.de/Mitglieder-Login.html) 
oder in Papierform (über die Geschäfts-
stelle):  
◗  Ablehnung der künstlichen Beatmung 
◗  Künstliche Beatmung unter bestimm-
   ten Voraussetzungen 
◗  Künstliche Beatmung inklusive Intu- 
   bation
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Mit einer DGHS-Patientenverfügung vorsorgen! Ergänzen mit  
Corona-Verfügung! 

 DGHS-Patientenschutz- und Vorsorgemappe  
anfordern oder online als pdf herunterladen. 

 Mit dem Bevollmächtigten alle Verfügungen 
durchsprechen.  Vorsorgevollmacht ausgefüllt und 
im Original an den künftigen Bevollmächtigten 
ausgehändigt? Oder mitgeteilt, wo die Vollmacht 
im Ernstfall zu finden ist? Ist der Bevollmächtigte 
im Konfliktfall durchsetzungsstark genug? 

 Falls keine potenziellen Bevollmächtigten  
vorhanden: Bevollmächtigten-Börse der DGHS 
nutzen oder auf amtliche Betreuung setzen. 

 Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht zur 
Gesundheitsfürsorge an die DGHS zur Hinter- 
legung schicken, ggf. Notfall-Ausweis und Notfall-
QR-Code beantragen. 

 Genügend Ausfertigungen aller sonstigen  
Verfügungen erstellt und hinterlegt?  

 DGHS-Notfall-Ausweis im Portmonee, Notfall-
QR-Code aufgeklebt? 

 Regelmäßig überprüfen, ob die Vorsorge- 
Unterlagen noch den aktuellen Wünschen ent-
sprechen (Tipp: circa alle zwei bis drei Jahre  
Patientenverfügung mit aktuellem Datum und 
Unterschrift bekräftigen oder ggf. aktualisieren!)  

 Bei Nichtbeachtung der Patientenverfügung  
unbedingt zeitnah die Geschäftsstelle kontak- 
tieren! Der Bevollmächtigte kann für Sie als  
Mitglied den Rechtsschutz auf Durchsetzung  
nutzen und anwaltliche Hilfe erhalten.

Checkliste beim Erstellen von Patientenverfügung und Vollmacht 

Woran muss ich denken? 

HLS-Artikel  
 

Der Artikel „Wertewandel oder schiefe Ebene?“ 
von Norbert Groeben, der in der HLS 2021-4,  
S. 10 ff. abgedruckt war, ist jetzt als Einzel-Datei 
auch online zu finden. Auf www.dghs.de dann auch 
ergänzt mit einem umfassenden Literaturverzeichnis, 
das im Abdruck nicht enthalten war.                 Red. 
Lesbar auf www.dghs.de im Bereich Aktuelles, 
https://t1p.de/g0dn

Neue Bundesregierung 
  

Im Koalitionsvertrag der Ampel-Koalition aus 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP heißt es: 
„Entscheidung Sterbehilfe. Wir begrüßen, wenn 
durch zeitnahe fraktionsübergreifende Anträge 
das Thema Sterbehilfe einer Entscheidung zugeführt 
wird.“ 
Seite 113 im Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP, vorgestellt am 24.11.2021 
 



Wer sich ehrenamtlich als Bevollmäch-
tigter zur Verfügung stellen möchte, 
kann sich bei der DGHS in der Bevoll-
mächtigten-Börse dafür registrieren las-
sen. Viele DGHS-Mitglieder suchen 
nach einem Bevollmächtigten. Einige 
schalten Suchanzeigen in der Mitglie-
derzeitschrift HLS oder sprechen dies-
bezüglich unsere ehrenamtlichen lokalen 
Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner an. Doch dies reicht häufig nicht 
aus, um die jeweiligen Betroffenen zu-
sammen zu bringen. Darum gibt es un-
sere Bevollmächtigten-Börse.  
 
Sie sind bereit, Bevollmäch-
tigte/r zu werden?  
Großartig! Bitte geben Sie Ihre Kon-
taktdaten im „Service-Bereich für Mit-
glieder/Bevollmächtigten-Börse“ auf un-
serer Homepage www.dghs.de ein. Alles 
Weitere erfahren Sie online oder in der 
DGHS-Geschäftsstelle. Die DGHS gibt 
Ihnen wertvolle Informationen, wie Sie 
diese Tätigkeit ausfüllen, welche Rechte 
und Pflichten Sie haben und steht für 
Einzelauskünfte gerne zur Verfügung. 
Sobald wir Sie etwas besser kennenge-
lernt und geschult haben, nehmen wir 
Sie in unsere Kartei auf. Im Frühjahr 
2022 sind wieder die nächsten Schulungen 
geplant.  
 
Sie suchen eine/n  
Bevollmächtigte/n?  
Dann loggen Sie sich auf www.dghs.de 
im „Service-Bereich für Mitglieder“ ein 

(Registrierung nötig), gehen auf „Be-
vollmächtigten-Börse“ und nutzen die 
Suchfunktion (nach Region, Alter, Ge-
schlecht). Dort können Sie auf einer 
Deutschlandkarte nach einer oder einem 
möglichen Bevollmächtigten suchen.  
 
Was kostet dieser Service?  
Die Börse ist ein Angebot auf Gegen-
seitigkeit. Jedes DGHS- Mitglied kann 
sich als potenzieller Bevollmächtigte re-
gistrieren lassen. Direkte Verabredungen 
zwischen den Mitgliedern, die auch eine 
Kostenerstattung beinhalten können, 
erfolgen individuell. Es kann das Auf-
wandsentschädigungs-Depot der DGHS 

genutzt werden. Vorkenntnisse im Be-
treuungsrecht sind von Vorteil, aber 
nicht zwingend erforderlich. Für DGHS-
Mitglieder ist die Vermittlung im jähr-
lichen Mitgliedsbeitrag enthalten. Für 
Nicht-Mitglieder nur auf Anfrage.  
 
Wer hilft im Konfliktfall?  
Sollten Sie als Bevollmächtigter bei der 
Vertretung der Interessen des Vollmacht-
gebers nicht weiter kommen, hilft die 
DGHS notfalls auch mit anwaltlicher 
Hilfe.  
 
Wichtig: Eine Vollmacht sollte nur an 
eine Person des absoluten Vertrauens 

Sie sind von einer Person als Bevoll-
mächtigter benannt worden – ein gro-
ßer Vertrauensbeweis. Kann diese 
nicht mehr für sich selbst sorgen und 
selbstständig entscheiden, sind Sie de-
ren handelnder Stellvertreter – sei es 
hinsichtlich Gesundheit, Versiche-
rungsschutz, Aufenthalt oder Vermö-
gen. Sie sollten also deren Wünsche 
sowie Lebenseinstellungen kennen 
und achten, um entsprechend handeln 
zu können.  

Welche Aufgaben  
muss ich erfüllen?  
Sie erfüllen die von dem Vollmacht-
geber übertragenen Aufgaben. Sind 
Sie dazu nicht in der Lage, müssen 
Sie ihm dies mitteilen. Sie dürfen 
davon nur abweichen, wenn anzu-
nehmen ist, dass bei nicht sofortigem 
Handeln Gefahr für ihn/sie bestünde. 
Teilen Sie ihm/ihr ein Abweichen stets 
mit, damit Sie wissen, wie er/sie dazu 
steht.  

Darf ich einen Dritten mit 
den Aufgaben beauftragen? 
Nein, nicht ohne Weiteres. Sollte etwas 
schiefgehen, sind Sie dafür haftbar. 
Es sei denn, der Vollmachtgeber hat 
festgelegt, dass Sie in allen oder in 
bestimmten Bereichen Untervoll-
machten erteilen dürfen.

Humanes Leben · Humanes Sterben 2022-1
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Rechte und Pflichten eines Bevollmächtigten

DGHS-Service: Bevollmächtigten-Börse

Wer im Familienkreis niemanden hat, kann die sich an die Bevollmächtigten-
Börse wenden.
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ausgehändigt werden! Wenn Sie keine 
Vollmacht ausstellen möchten, können 
Sie stattdessen mit einer Betreuungs-
verfügung festlegen, wer für Sie als Be-
treuer oder Betreuerin vom Gericht 
eingesetzt werden soll, falls es nötig ist. 
Ein Betreuer wird vom Gericht kon-
trolliert. Haben Sie nichts festgelegt, 
wird bei Bedarf eine gesetzliche Be-
treuung angeordnet.                         Red.

Nach dem wegweisenden Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes zum §217 des StGB („Geschäftsmäßige 
Förderung der Selbsttötung“) und der Entscheidung 
des Deutschen Ärztetages zur Musterberufsordnung 
MBO-Ä (5.5.2021) übernehmen die Landesärzte-
kammern allmählich die Veränderung auch in ihre 
verbindlichen Berufsordnungen. So hat zuletzt die 
Delegiertenversammlung der Landesärztekammer 
Hessen am 27. November 2021 die Berufsordnung 
für die rund 38 700 Ärztinnen und Ärzte in Hessen 
angepasst und §16 Absatz (3) aus der hessischen Be-
rufsordnung gestrichen. 

Das Bundesverfassungsgericht hatte am 26. Februar 
2020 zum „Recht auf selbstbestimmtes Sterben“ ein 

Urteil gesprochen, das eine einschneidende Änderung 
der Bundesgesetzgebung und des ärztlichen Berufs-
rechtes auf Bundes- sowie Landesärztekammerebene 
erforderte. Der bisher gültige §217 des StGB („Ge-
schäftsmäßige Förderung der Selbsttötung“) wurde 
für nichtig erklärt. Hingegen steht die „Tötung auf 
Verlangen“ nach §216 StGB weiter unter Strafe. Beim  
§16 „Beistand für Sterbende“ der Berufsordnung für 
hessische Ärztinnen und Ärzte wurde der bisherige 
Absatz (3) „Sie (Ärztinnen und Ärzte) dürfen keine 
Hilfe zur Selbsttötung leisten“ gestrichen. Der Absatz 
(2) Töten auf Verlangen des Patienten, das Verbot 
der sog. „aktiven Sterbehilfe“ bleibt unberührt.  

Red. 
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Landesärztekammern ändern ihre Berufsordnungen

 
 
 
 
 

Wer keine Vertrauensperson im familiären Umfeld 
hat, die er damit beauftragen will, die Wünsche 
aus der Patientenverfügung umzusetzen, kann 
auf die DGHS-Bevollmächtigten-Börse zurück-
greifen. Dort stehen bereits viele Mitglieder bereit, 
diese Pflicht ehrenamtlich zu übernehmen. 
Fachlich geschult werden die jeweils neuen 
potenziellen Bevollmächtigten durch Sonja 
Schmid. Am Experten-Telefon wird Frau Schmid 
auch Ihre Fragen beantworten. Wann muss ein 

Bevollmächtigter tätig werden und wann noch nicht? Wie kann sich ein 
Bevollmächtigter gegen erwachsene Kinder seines Schützlings durchset-
zen, falls das Familienverhältnis nicht gut ist? Darf ein Bevollmächtigter 
eine zweite ärztliche Meinung einholen? Welche Aufgaben umfasst eine 
gesetzliche Betreuung? Wessen Meinung gilt im Ernstfall, die Ihrige oder 
die des Betreuers?  
 
Dieser Service ist für Sie als DGHS-Mitglied kostenlos!  
 
Bitte halten Sie bei Ihrem Anruf Ihre Mitglieds-Nummer bereit. Jedem 
Anrufer stehen maximal zehn Minuten zur Verfügung, damit möglichst 
viele Mitglieder die Expertin erreichen können.

mit:  
Sonia Schmid, Juristin und  
Vizepräsidentin der DGHS 
 
Thema: 
Bevollmächtigung/Betreuung 
 
Mittwoch, 19. Januar 2022 
14 bis 16 Uhr 
Telefon: 0 30/21 22 23 37-37 
 
 

Info-Materialien

◗  Broschüre „Ihre Vorsorge für Selbstbestimmung bis  
   zum Lebensende. Alles Wissenswerte zur DGHS-Patienten- 
   verfügung 
 
◗  Broschüre „Sicher für den Fall der Fälle. Wissenswertes für  
   Patienten, Bevollmächtigte und Betreuer/innen“   
 
◗  Flyer „Bevollmächtigten-Börse“ 



Lebenserwartung und Alterung in 
Deutschland steigen deutlich, die 

Zahl der Pflegebedürftigen wächst un-
aufhörlich. Die aktuelle Pflegestatistik 
(September 2021) hat 15 400 Pflegeheime 
und 4,1 Millionen Pflegebedürftige er-
mittelt, von denen ein Fünftel vollsta-
tionär in Pflegeheimen versorgt wird. 
Nach einer Prognose des Statistischen 
Bundesamtes wird die Zahl der Pflege-
bedürftigen in Deutschland bis 2050 auf 
6,1 Millionen Menschen ansteigen. Gute 
Pflege wird zunehmend auch noch teurer.  

Unzählige Senioren sind zur Finan-
zierung des Pflegeheims auf staatliche 
Transferleistungen angewiesen, da sie 
nicht in der Lage sind, ihre Pflege selbst 
zu bezahlen. Wenn Rente, Erspartes, 
Vermögen und Pflegeversicherung für 
die Kosten der Pflege nicht ausreichen, 
geht zunächst der Staat in Vorleistung 
und finanziert die verbleibende Differenz 
vor. Die staatlichen Institutionen ver-
suchen dann bei der Familie des Pflege-
bedürftigen Regress zu nehmen. Insbe-
sondere die Kinder sind in der Vergan-
genheit oft für die Kosten herangezogen 
worden. Dies hat zu Ungerechtigkeiten 
und Belastungen geführt, da die sog. 
Sandwichgeneration sowohl den eigenen 
Kindern und gleichzeitig den Eltern 
unterhaltspflichtig ist. Auch das Ein-
kommen des Ehepartners (Schwieger-
kinder) wurde für die Berechnung der 
Unterhaltslast herangezogen.  

Der Gesetzgeber hat erkannt, dass 
dies zu unbilligen Ergebnissen führt und 
hat für die Zukunft die Regressansprüche 
des Staates auf die sog. Besserverdie-
nenden beschränkt. Damit ist nur noch 
in Einzelfällen der „Elternunterhalt“ 
zur Zahlung fällig. 

Nach dem Angehörigen-Entlastungs-
gesetz, zum 1.1.2020 in Kraft getreten, 

können Kinder demnach nur 
noch dann zur Zahlung von 
Elternunterhalt herangezo-
gen werden, wenn ihr Ein-
kommen mehr als 100 000 
Euro brutto im Jahr beträgt. 
Diese Unterhaltspflicht trifft 
leibliche als auch adoptierte 
Kinder. Stief- und Pflegekin-
der sind nicht zahlungspflich-
tig. 

 
Maßgebliches Einkommen 
Zum Einkommen wird das sämtliche 
Jahresbruttoeinkommen gezählt, egal 
aus welchen Quellen die Einkünfte stam-
men. Maßgeblich sind nur die Einkünfte 
im Sinne des Steuerrechts, steuerfreie 
Einnahmen werden daher nicht berück- 
sichtigt. Zu den Einkünften zählen das 
Arbeitseinkommen, Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung, Rentenein-
künfte, Zinsen, Gewinne aus Wertpa-
pierhandel etc. Fraglich ist, ob zum Ein-
kommen auch der Vorteil des mietfreien 
Wohnens zählt. Bisher wurde auch für 
den Elternunterhalt angenommen, dass 
wer in der eigenen Immobilie wohnt, 
sich hierfür einen Wohnvorteil als fiktives 
Einkommen anrechnen lassen muss. 
Entscheidend ist aber das jährliche Ge-
samteinkommen im Sinne des Einkom-
mensteuerrechts (§ 16 SGB IV, Sozial-
gesetzbuch). Der fiktive Wohnvorteil 
(also das Wohnen in der eigenen Im-
mobilie) ist danach kein zu berücksich-
tigendes Einkommen mehr. Bei Miet-
einnahmen gilt die steuerrechtliche Er-
mittlung einschließlich der Abschreibung 
(im Gegensatz zur unterhaltsrechtlichen 
Ermittlung). Wer knapp über 100 000 
Euro Jahresbruttoeinkommen erzielt, 
sollte überlegen, ob er durch eine Ar-
beitszeitverkürzung oder sonstige Maß-

nahmen unter die maßgebli-
che Schwelle fällt. Denn nach 
bisheriger Einschätzung – 
Gerichtsentscheidungen lie-
gen noch nicht vor – stellt 
die Einkommensreduzierung 
keine Pflichtverletzung dar, 
so dass kein fiktives Einkom-
men angerechnet wird. Wird 
nachträglich festgestellt, dass 
das Einkommen tatsächlich 

unter 100 000 Euro lag und wurden 
dennoch Zahlungen an das Sozialamt 
geleistet, kann der Unterhalt ggf. zu-
rückgefordert werden. Grundsätzlich 
kann zu viel gezahlter Unterhalt nicht 
zurückgefordert werden, für den Staat 
gilt der Entreicherungseinwand aber 
nicht. 
 
Berechnung des Anteils 
Kinder sollen nicht belastet werden, 
wenn ihr eigenes Einkommen nur Mittel 
für den Unterhalt der eigenen Kernfa-
milie gewährleistet. Den Unterhalts-
pflichtigen steht daher ein Selbstbehalt 
von 2 000 Euro monatlich für Alleinste-
hende und 3 600 Euro für Ehepaare zu. 
Die Freibeträge werden um sogenannte 
berufsbedingte Aufwendungen (Fahrt-
kosten, Kosten doppelter Haushaltsfüh-
rung, Berufskleidung, Aufwendungen 
für Besuche der Eltern etc.) erhöht. 
Auch Ausgaben für die Altersvorsorge 
können als zu berücksichtigende Bela-
stung geltend gemacht werden. Als Al-
tersvorsorge werden neben der Ren-
ten- und Kapitallebensversicherung auch 
private Kranken- und Krankenzusatz-
versicherungen sowie zusätzliche Pfle-
geversicherungen anerkannt. Generell 
kann das unterhaltsverpflichtete Kind 
5 Prozent seines sozialversicherungs-
pflichtigen Einkommens und 25 Prozent 

Dr. Oliver Kautz.

Das Angehörigen-Entlastungsgesetz hat den Elternunterhalt weitgehend abgeschafft

VON RECHTSANWALT DR. JUR. OLIVER KAUTZ 

Kinder haften nur noch selten  
für ihre Eltern
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aller weiteren Erwerbseinkünfte aus 
nicht sozialversicherungspflichtigem Ein-
kommen für die zusätzliche Altersvor-
sorge aufwenden. Unter bestimmten 
Voraussetzungen können auch höhere 
Beträge angemessen sein. Bestehen 
Unterhaltspflichten für die eigenen Kin-
der wird der Freibetrag zusätzlich um 
diese Unterhaltsleistungen erhöht. Maß-
geblich sind die tatsächlichen und nach-
weisbaren Kosten des Kindes. Von dem 
sich errechnenden Nettoeinkommen 
(also Einkommen abzüglich Freibeträge, 
berufsbedingte Aufwendungen, Unter-
haltsleistungen für die Kinder, Alters-
vorsorge etc.) können regelmäßig 50 
Prozent zur Finanzierung der Pflegelücke 
herangezogen werden. 
 
Schwiegerkinder und  
Geschwister 
Schwiegerkinder sind mit ihren Schwie-
gereltern nicht verwandt. Da nur „Ver-
wandte in gerader Linie“ zu Unterhalts-
zahlungen verpflichtet sind, müssen 
Schwiegerkinder für ihre Schwiegereltern 
keinen Unterhalt bezahlen. Mittelbar 
kann es aber zu einer Beteiligung des 
Schwiegerkindes kommen. Denn über-
schreitet das Einkommen des Ehepart-
ners den Betrag von 100 000 Euro und 
wird das Kind vom Träger der Sozialhilfe 
in Anspruch genommen, zählt auch das 
Einkommen des Schwiegerkindes zum 
sog. Familieneinkommen, so dass mittel-
bar eine Beteiligung des Schwiegerkindes 
am Unterhalt stattfindet. 

Kommen mehrere Kinder für die 
Unterhaltszahlungen in Betracht, haften 
die Geschwister anteilig nach den je-
weiligen Einkommensverhältnissen für 
den Elternunterhalt. So müssen die Ge-

schwister, die besser verdienen, mehr 
Geld für den Elternunterhalt aufbringen. 
Wenn allerdings nur eines von mehreren 
Kindern über der 100 000-Euro-Grenze 
liegt, muss dieses Kind nicht den voll-
ständigen, sondern nur den anteiligen 
Unterhalt bezahlen. Zu Lasten des So-
zialhilfeträgers werden somit die fiktiven 
Haftungsanteile der Kinder, deren Ein-
kommen die Bemessungsgrenze unter-
schreitet, auf den Bedarf des Elternteils 
angerechnet. Das gutverdienende Kind 
profitiert damit von der Existenz von 
Geschwistern, auch wenn diese nicht 
leistungsfähig sind. 
 
Ablauf des Verfahrens 
Im Rahmen der Beantragung der Über-
nahme der Pflegekosten muss das For-
mular „Antrag auf Leistungen“ nach 
SGB XII ausgefüllt werden. Dieses liegt 
beim örtlichen zuständigen Amt (Sozi-
alamt; Bezirke) aus. Das zuständige Amt 
übernimmt zunächst die ungedeckten 
Kosten und prüft, ob unterhaltspflichtige 
Personen (Ehegatten/Kinder) in Regress 
genommen werden können. Findet das 
Amt potenziell unterhaltspflichtige Per-
sonen, wird eine Überleitungsanzeige 
zugestellt, die es dem Amt ermöglicht, 
Unterhaltsansprüche gegenüber den Fa-
milienangehörigen selbst geltend zu ma-
chen.  

Wer einen amtlichen Fragebogen zum 
Elternunterhalt bekommt, weil das Amt 
vermutet, dass die Einkommensgrenze 
überschritten ist, ist nicht immer ver-
pflichtet zu antworten. Denn nach dem 
Gesetz wird vermutet, dass das Ein-
kommen der unterhaltsverpflichteten 
Personen die Jahreseinkommensgrenze 
nicht überschreitet. Zwar kann die Aus-

kunft auch gerichtlich eingefordert wer-
den, notwendig sind aber zunächst An-
haltspunkte dafür, dass überhaupt Ein-
kommen jenseits der 100 000-Euro-
Grenze vorliegen könnte. 
 
Keine Entlastung  
der Ehegatten 
Die Entlastung durch die neuen Rege-
lungen gilt nicht für Ehegatten unter-
einander. Die Ehe begründet eine be-
sondere gegenseitige Einstandspflicht. 
Daher müssen vom Ehepartner auch 
dann die Pflegekosten (mit)bezahlt wer-
den, wenn das Einkommen unterhalb 
von 100 000 Euro liegt. Die Ehegatten 
müssen außer den Einnahmen auch ihr 
Vermögen (mit Ausnahme von Schön-
vermögen und der Altersvorsorge) für 
die Pflegekosten einsetzen. Eltern voll-
jähriger, behinderter oder pflegebedürf-
tiger Kinder werden übrigens in der So-
zialhilfe zukünftig ebenfalls bis zu einem 
Jahreseinkommen von 100 000 Euro 
privilegiert. 

Der sogenannte Elternunterhalt wurde 
damit entscheidend modernisiert und 
den gewandelten Lebensverhältnissen 
unserer Gesellschaft angepasst, indem 
der Familienverband entlastet und die 
Solidargemeinschaft stärker in die Ver-
antwortung genommen wird.  
 

Rechtsanwalt 
Dr. Oliver Kautz

Perzheimstr. 24 
86150 Augsburg 
Telefon 08 21/51 70 21 
Telefax 08 21/15 22 17 

Eltern sorgen  
für ihre Kinder, 
Kinder zahlen  
für ihre Eltern – 
nicht unbedingt. 
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n       Augsburg: 4./11./18./25.1.2022;  

        1./8./15./22.2.2022;1./8./15./22./29.3.2022 

n       Bad Neuenahr: 12.2.2022 

n      Bielefeld: 2.4.2022 

n      Brandenburg/H.: 18.3.2022 

n      Bremen: 9.3.2022 

n      Buch/Panketal: 14.1.2022 

n       Dresden: 26.2.2022 

n       Düsseldorf: 18.2.2022 

n      Gießen: 5./12./19./26.1.2022;  

        1./8./15./22.2.2022; 1./8./12./15./22./29.3.2022 

n      Greven: 7./14./21./28.1.2022; 4./11./18./24.2.2022; 

        4./5./11./18./25.3.2022  

n      Hamburg: 23.2.2022 

n      Hannover: 18.3.2022 

n      Husum: 2.2.2022 

n      Köln: 26.3.2022 

n      Konstanz: 2.6.2022 

n      Leipzig: 19.2.2022 

n       Lüneburg: 19.2.2022 

n       Magdeburg: 5.3.2022 

n      Mainz: 7.4.2022 

n      Neustadt an der Weinstraße: 6.4.2022 

n      Potsdam: 18.2.2022 

n      Rendsburg/Kiel: 9.3.2022 

n      Rostock: 26.3.2022 

n      Saarbrücken: 12.4.2022 

n      Stuttgart: 2.3.2022 

VERANSTALTUNGEN NACH ORTEN VON A-Z

2022  
Januar bis März

Veranstaltungskalender

Veranstaltungen sind, von Ausnahmen abgesehen, kosten- 
los und öffentlich.  
  
Einzelsprechstunden werden nur für DGHS-Mitglieder an-
geboten. 
 
Meldungen zu Veranstaltungen im zweiten Quartal 2022 
können (wie Manuskripte oder HLS-Artikel) noch bis 
15.2.2022 berücksichtigt werden. Bitte setzen Sie sich recht-
zeitig mit der Geschäftsstelle in Verbindung. Tel. 0 30/2 12 
22 33 70, oder per Mail. Die Redaktion behält sich vor, bei 
zu spät gemeldeten Veranstaltungen entsprechende Hinweise 
nicht mehr abzudrucken.  

 
Der Veranstaltungskalender ist auch im Internet, ggf. 
mit ergänzenden Hinweisen, zu finden: www.dghs.de, 
Rubrik „Veranstaltungen“.  

Wichtiger Hinweis: Dieses Jahr finden wieder Dele-
giertenwahlen statt. Nehmen Sie Ihre Rechte als Mit-
glied wahr und wählen Sie im entsprechenden Bezirk 
Ihre Delegierten! Ein Verein lebt durch die Mitwirkung 
seiner Mitglieder!  

 
Zu den Delegiertenwahlen (vgl. § 7 DGHS-Satzung sowie 
Verbandsordnung) beachten Sie bitte die angegebenen Ter-
mine. Die DGHS-Satzung kann kostenlos bei der Geschäfts-
stelle angefordert werden. 
 
Der Veranstaltungskalender kann leicht aus der Heftmitte 
entnommen und z. B. an die Pinnwand gehängt werden. 
Damit haben Sie die DGHS-Termine immer zur Hand. 
 
Änderungen vorbehalten; alle Angaben ohne Gewähr. 
n = DGHS, l = andere Veranstalter 
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TERMIN REFERENTEN/THEMA ORT VERANSTALTER  
ANMELDUNG/AUSKUNFT

Augsburg 
Zentrum des Bundes für  
Geistesfreiheit Augsburg 
Haunstetter Str. 112 (direkt an  
der Straßenbahnhaltestelle  
„Sportanlage Süd“) 
18.00-19.30 Uhr 
 
Gießen 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
 
Greven/Münsterland 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
 
Buch/Panketal 
Café Madlen in Röntgental  
Bahnhofstraße 81 
16341 Panketal 
15.00 Uhr 
 
Augsburg 
Zentrum des Bundes für  
Geistesfreiheit Augsburg 
Haunstetter Str. 112 (direkt an  
der Straßenbahnhaltestelle  
„Sportanlage Süd“) 
18.00-19.30 Uhr 
 
Gießen 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
 
Husum 
Hotel Magisterhof 
Nordseestraße 14 
15.00 Uhr 
 
 
 
Greven/Münsterland 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
 
Rheinland-Pfalz und Saarland 
15.00 Uhr 
Eine Anmeldung per Mail an 
ursula.bonnekoh@dghs.de ist  
notwendig, um den Zugangslink zu 
erhalten. 
 
 
 
 
 

Einzelgespräche 
Gerhard Rampp: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung 
an den aufgeführten Terminen. 
 
 
 
 
Einzelgespräche 
Wigbert Rudolph: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung 
an den aufgeführten Terminen. 
 
 
 
Einzelgespräche  
Wolfgang Knoke, ehrenamtlicher lokaler 
Ansprechpartner: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung an. 
 
 
 
Gesprächskreis  
Ingrid Hähner: Fragen zur Patienten- 
verfügung und zur aktuellen Situation  
der Freitodbegleitung 
 
 
Einzelgespräche 
Gerhard Rampp: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung 
an den aufgeführten Terminen. 
 
 
 
 
Einzelgespräche 
Wigbert Rudolph: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung an 
den aufgeführten Terminen. 
 
 
 
Vortrag und Diskussion 
Es gibt ein Recht auf selbstbestimmtes 
Sterben – Zur aktuellen Situation  
der Freitodbegleitung/Sterbehilfe in 
Deutschland 
 
 
Einzelgespräche  
Wolfgang Knoke, ehrenamtlicher lokaler 
Ansprechpartner: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung an. 
 
 
 
Online-Gesprächskreis 
Ursula Bonnekoh: Von der Patientenver-
fügung über die Palliativmedizin bis zur 
Freitodbegleitung – Ihre Möglichkeiten 
der Selbstbestimmung am Lebensende. 
 
Für Mitglieder, deren Bevollmächtigte 
und Interessierte im Bereich der Kontakt-
stelle Südwest (Rheinland-Pfalz und 
Saarland) wohnen. 
  
 

n         4.1.2022 
     11.1.2022 
     18.1.2022 
     25.1.2022 
     jeweils 
     dienstags 
  
 
n       5.1.2022   
     12.1.2022 
     19.1.2022 
     26.1.2022 
     jeweils 
     mittwochs  
 
n        7.1.2022 
     14.1.2022 
     21.1.2022 
     28.1.2022 
     jeweils 
     freitags 
 
n      14.1.2022 
     Freitag 
 
 
 
 
n        1.2.2022 
       8.2.2022 
     15.2.2022 
     22.2.2022 
     jeweils 
     dienstags 
 
 
n         2.2.2022   
       9.2.2022  
     16.2.2022 
     23.2.2022 
     jeweils 
     mittwochs 
 
n      2.2.2022 
     Mittwoch 
 
 
 
 
 
n         4.2.2022 
     11.2.2022 
     18.2.2022 
     25.2.2022 
     jeweils 
     freitags 
 
n      5.2.2022 
     Samstag 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gerhard Rampp 
Tel. 01 76/41 73 09 38 
 
Um Voranmeldung wird gebeten 
für den Fall, dass die Sprech-
stunde bereits belegt ist oder 
ausnahmsweise entfällt. 
 
Wigbert Rudolph 
Tel. 06 41/7 31 15, E-Mail: 
W.Rudolph@RWC-Advokat.de 
 
Um rechtzeitige Anmeldung wird 
gebeten. 
 
Wolfgang Knoke 
Um rechtzeitige Anmeldung  
wird gebeten.   
Tel. 01 62/8 28 28 72  
E-Mail: wolfgang.knoke@greven-
online.de  
 
Ingrid Hähner 
Eine Anmeldung ist – corona- 
bedingt – zwingend erforderlich 
unter Tel. 0 30/94 39 63 36 oder  
E-Mail: i-haehner@t-online.de 
 
Gerhard Rampp 
Tel. 01 76/41 73 09 38 
 
Um Voranmeldung wird gebeten 
für den Fall, dass die Sprech-
stunde bereits belegt ist oder 
ausnahmsweise entfällt. 
 
Wigbert Rudolph 
Tel. 06 41/7 31 15, E-Mail: 
W.Rudolph@RWC-Advokat.de 
 
Um rechtzeitige Anmeldung wird 
gebeten. 
 
Werner Lehr, Kontaktstellen-
leiter Norddeutschland 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich. 
E-Mail: werner.lehr@dghs.de  
Tel. 0 48 46/6 01 41 21 
 
Wolfgang Knoke 
Um rechtzeitige Anmeldung  
wird gebeten.   
Tel. 01 62/8 28 28 72  
E-Mail: wolfgang.knoke@greven-
online.de  
 
Ursula Bonnekoh, Präsidiums- 
mitglied und Leiterin der 
DGHS-Kontaktstelle Südwest 
Wer vorab eine kleine techni-
sche Einweisung möchte, kann 
diese einige Tage vorher bekom-
men. Dazu bitte rechtzeitig per E- 
Mail: ursula.bonnekoh@dghs.de 
oder Tel. 0 63 47/9 82 10 03 
melden.  
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TERMIN REFERENTEN/THEMA ORT VERANSTALTER  
ANMELDUNG/AUSKUNFT

n      12.2.2022 
     Samstag 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
n     18.2.2022 
     Freitag 
 
 
 

 

 

 

 

 

n    18.2.2022 
     Freitag 
  
 
 
 
n      19.2.2022 
    Samstag 

 
 
 
 
 
n      19.2.2022 
    Samstag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
n      23.2.2022 
    Mittwoch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
n      26.2.2022 
    Samstag 

 
 
 
 
 

Vortrag und Diskussion 
Sonja Schmid, DGHS-Vizepräsidentin: 
Die Sterbehilfe in der Praxis.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gesprächskreis 
Fragen der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer zu Patientenverfügung, Vermittlung 
von Freitodbegleitungen u. a. 
 
 
 
 
 
 
Einzelgespräche 
Ingrid Hähner: Die DGHS bietet die  
Möglichkeit zur persönlichen Beratung. 
 
 
 
Vortrag und Diskussion 
Elke Neuendorf, Rechtsanwältin und  
Leiterin der DGHS-Kontaktstelle Nieder-
sachsen/Bremen: Zur aktuellen Situation 
der Freitodbegleitung/Suizidhilfe in 
Deutschland. 
 
Vortrag  
Rolf Knoll: Bedeutet das Recht auf  
Freitodbegleitung gleichzeitig die Pflicht, 
Freitodbegleitung zu leisten? 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vortrag und Diskussion 
Werner Lehr, Leiter der DGHS-Kontakt-
stelle Norddeutschland: Es gibt ein 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben –  
zur aktuellen Situation der Freitodbeglei-
tung/Sterbehilfe in Deutschland. 
 
 
 
 
 
 
 
Einzelgespräche 
Rolf Knoll: Sie haben an diesem Tag die 
Möglichkeit, sich ganz persönlich bera-
ten zu lassen. 
 
 
 
 
 

Bad Neuenahr 
Haus der Familie/ 
Mehrgenerationenhaus  
Weststraße 6 (Eingang über den Hof) 
15.00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
Düsseldorf 
Gerhart-Hauptmann-Haus 
Raum 312 
Bismarckstr. 90 
15.00 Uhr   
 
 
 
 
 
Potsdam 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
Lüneburg 
Mosaique – Haus der Kulturen e. V. 
Katzenstraße1  
Großer Saal 
15.00 Uhr 
 
 
Leipzig 
Veranstaltungsort noch nicht bekannt. 
14.00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hamburg 
Bürgerhaus Barmbek 
Lorichsstr 28 A 
15.00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dresden 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 

Klaus Vogt 
Tel. 0 26 33/20 04 56 
E-Mail: rac@gmx.de 
 
Volker Leisten 
Tel. 0 24 49/20 71 13 
E-Mail: v.leisten@t-online.de 
 
Anmeldung erforderlich. 
Es sind die aktuellen Corona- 
regelungen zu beachten. 
 
Gerhild Hotzel 
Tel. 0 21 02/84 82 10 
E-Mail: gerhild_hotzel@web.de 
 
Eine Anmeldung mit Adresse 
und Telefonnummer ist bis  
spätestens 11.2.2022 erforderlich. 
Es gelten Abstandsgebote und 
Maskenpflicht. 
 
Ingrid Hähner 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt – zwingend erforderlich 
unter Tel. 0 30/94 39 63 36 oder 
E-Mail: i-haehner@t-online.de 
 
Kirstin Linck 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt erforderlich, gern per  
E-Mail: k.linck@freenet.de oder  
per Tel. 0 41 31/40 73 35 
 
 
Rolf Knoll, Leiter der  
DGHS-Kontaktstelle  
Mitteldeutschland 
Da bis Redaktionsschluss keine 
verbindliche Zusage für einen 
Raum vorlag, bitte ich ab 
10.2.2022 um Ihren Anruf. 
Tel./AB/Fax 03 75/5 67 98 40 
 
Es sind die aktuellen Corona- 
regelungen zu beachten. 
 
Dr. med. Ulrich Meyberg/ 
Ludwig Abeltshauser  
Tel. 0 40/41 54 98 47 
E-Mail: hamburg@dghs.de 
 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich. 
Es gilt die 2-G-Regel. Gäste dür-
fen im Rahmen der verfügbaren 
Plätze gerne mitgebracht werden, 
müssen aber ebenfalls angemel-
det werden. 
 
Rolf Knoll, Leiter der  
DGHS-Kontaktstelle  
Mitteldeutschland 
Anmeldung erforderlich bis  
spätestens 18.2.2022. 
Tel./AB/Fax 03 75/5 67 98 40 
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TERMIN REFERENTEN/THEMA ORT VERANSTALTER  
ANMELDUNG/AUSKUNFT

Augsburg 
Zentrum des Bundes für  
Geistesfreiheit Augsburg 
Haunstetter Str. 112 (direkt an  
der Straßenbahnhaltestelle  
„Sportanlage Süd“) 
18.00-19.30 Uhr 
 
Gießen 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
 
 
Greven/Münsterland 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
 
Stuttgart 
Restaurant Friedenau 
Rotenbergstr. 127  
(U 9 Richtung Hedelfingen, Haltestelle 
„Raitelsberg“) 
15.00 Uhr 
 
 
Greven/ Münsterland 
Heimathaus in der Alten Post 
Alte Münsterstr. 8 
15.00 Uhr  
 
 
 
 
 
 
Magdeburg 
InterCity Hotel 
Bahnhofstr. 69 
15.00 Uhr 
  
 
 
 
Bremen 
BioBiss  
Im Alten Fundamt 
Auf den Kuhlen 1A/Ecke Schmidtstr. 
(Straßenbahn 2,3,10,  Halt: Sielwall) 
16.00 Uhr 
  
Rendsburg/Kiel  
24800 Elsdorf-Westermühlen 
Klint 7 
15.00 Uhr 

Einzelgespräche 
Gerhard Rampp: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung 
an den aufgeführten Terminen. 
 
 
 
 
Einzelgespräche 
Wigbert Rudolph: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung 
an den aufgeführten Terminen. 
 
 
 
 
Einzelgespräche  
Wolfgang Knoke, ehrenamtlicher lokaler 
Ansprechpartner: Die DGHS bietet die 
Möglichkeit zur persönlichen Beratung an. 
 
 
 
Gesprächskreis 
Heiner Jestrabek: Zu aktuellen Themen.  
 
 
 
 
 
 
Vortrag und Diskussion 
RA Prof. Robert Roßbruch, DGHS-Präsi-
dent: Zur aktuellen Situation der Freitod-
begleitung/Suizidhilfe in Deutschland.  
 
 
 
 
 
 
Vortrag und Diskussion 
Sonja Schmid: Sterbehilfe in  
Deutschland. Die Rechtslage und  
ihre Umsetzung. 
 
Anschließend  Delegiertenwahl für 
Sachsen-Anhalt. 
 
Vortrag und Diskussion 
Elke Neuendorf, Kontaktstellenleiterin 
Niedersachsen/Bremen, und Renate 
Wegfahrt: Zur aktuellen Situation der 
Freitodbegleitung/ Suizidhilfe in Deutsch-
land. 
 
Vortrag und Diskussion 
Werner Lehr: Es gibt ein Recht auf 
selbstbestimmtes Sterben zur aktuellen 
Situation der Freitodbegleitung/Sterbe-
hilfe in Deutschland. 

n         1.3.2022 
      8.3.2022 
    15.3.2022 
    22.3.2022 
    29.3.2022 
    jeweils 
    dienstags 

 
n         2.3.2022   
       9.3.2022  
    16.3.2022 
    23.3.2022 
    30.3.2022 
    jeweils  
    mittwochs  

 
n        4.3.2022 
    11.3.2022 
    18.3.2022 
    25.3.2022 
    jeweils 
    freitags 

 
n      2.3.2022 
     Donnerstag 
 
 
 
 
 
 
n      5.3.2022 
     Samstag 
 
 
 
 
 
 
 
 
n      5.3.2022 
     Samstag 
 
 
 
 
 
 
n      9.3.2022 
     Mittwoch 
 
 
 
 
 
n      9.3.2022 
     Mittwoch 

Gerhard Rampp 
Tel. 01 76/41 73 09 38 
 
Um Voranmeldung wird gebeten 
für den Fall, dass die Sprech-
stunde bereits belegt ist oder 
ausnahmsweise entfällt. 
 
Wigbert Rudolph 
Tel. 06 41/7 31 15, E-Mail: 
W.Rudolph@RWC-Advokat.de 
 
Um rechtzeitige Anmeldung wird 
gebeten. 
 
 
Wolfgang Knoke 
Um rechtzeitige Anmeldung  
wird gebeten.   
Tel. 01 62/8 28 28 72  
E-Mail: wolfgang.knoke@greven-
online.de  
 
Heiner Jestrabek, Leiter  
der DGHS-Kontaktstelle  
Württemberg  
Tel. 0 73 21/4 28 49 
 
Es sind die aktuellen Corona- 
regelungen zu beachten. 
 
Wolfgang Knoke 
Um rechtzeitige Anmeldung  
wird gebeten.   
Tel. 01 62/8 28 28 72  
E-Mail: wolfgang.knoke@greven-
online.de  
 
Es sind die aktuellen Corona- 
regelungen zu beachten. 
 
Anmeldung erforderlich:  
DGHS-Geschäftsstelle  
E-Mail: info@dghs.de 
Tel. 0 30/21 22 23 37-0  
 
 
 
 
Renate Wegfahrt 
Anmeldung erforderlich bis  
spätestens 4.3.2022. 
Tel. /AB: 04 21/20 80 71 88  
 
 
 
Werner Lehr, Kontaktstellen-
leiter Norddeutschland 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich. 
E-Mail: werner.lehr@dghs.de  
Tel. 0 48 46/6 01 41 21 
 
Es sind die aktuellen Corona- 
regelungen zu beachten. 
 
Gäste dürfen im Rahmen  
der verfügbaren Plätze gerne 
mitgebracht werden.
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TERMIN REFERENTEN/THEMA ORT VERANSTALTER  
ANMELDUNG/AUSKUNFT

n    12.3.2022 
    Samstag 
 
 
 
 
 
 
n     18.3.2022 
    Freitag 
 
 
 
 
n      18.3.2022 
    Freitag 

 
 
 
 
 
 
n    26.3.2022 
    Samstag 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
n    26.3.2022 
    Samstag

Vortrag und Diskussion 
RA Prof. Robert Roßbruch, DGHS-Präsi-
dent: Zur aktuellen Situation der Freitod-
begleitung/Suizidhilfe in Deutschland. 
 
Anschließend  Delegiertenwahl für 
den Regierungsbezirk Gießen. 
 
Einzelgespräche 
Ingrid Hähner: Die DGHS bietet die Mög-
lichkeit zur persönlichen Beratung. 
 
 
 
Vortrag und Diskussion 
Susanne Lotz, Richterin am Amtsge-
richt/Betreuungsgericht Hannover: Sinn, 
Umfang und Grenzen der Betreuungs-
verfügung; Grundzüge des Betreuungs-
verfahren. 
 
 
Vortrag und Diskussion 
Prof. Dr. Dr. h. c. Dieter Birnbacher, Vize-
Präsident der DGHS: Die Vermittlung von 
Freitodbegleitung durch die DGHS – Vor-
aussetzungen und Verfahren. 
 
 
 
 
 
 
Einzelgespräche 
Rolf Knoll: Sie haben an diesem Tag  
die Möglichkeit, sich ganz persönlich  
beraten zu lassen. 
 
 

Gießen 
AKZENT Hotel Köhler  
Westanlage 33 - 35 
15.00 Uhr 
 
 
 
 
Brandenburg /Havel 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung. 
 
 
 
Hannover 
Stadtteilzentrum Ricklingen 
Oberer Saal 
Anne-Stache-Allee 7  
16.00 Uhr 
 
 
 
Köln 
Residenz am Dom 
„Albertus-Magnus-Saal“ 
An den Dominikanern 6-8 
15.00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
Rostock 
Informationen zu Ort und Uhrzeit  
erhalten Sie bei Ihrer Anmeldung.

Wigbert Rudolph 
Tel. 06 41/7 31 15, E-Mail: 
W.Rudolph@RWC-Advokat.de 
 
Um rechtzeitige Anmeldung wird 
gebeten. 
 
 
Ingrid Hähner 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich 
unter Tel. 0 30/94 39 63 36 oder  
E-Mail: i-haehner@t-online.de 
 
Elke Neuendorf, DGHS- 
Kontaktstelle Niedersachsen/ 
Bremen  
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich. 
E-Mail: elke.neuendorf@dghs.de  
Tel. 05 11/2 34 41 76 
 
Christine Hucke, Leiterin  
der DGHS-Kontaktstelle 
Nordrhein 
Tel. 0 22 34/92 67 39 
Eine Anmeldung ist zwingend 
erforderlich (bitte ggf. auf den 
Anrufbeantworter sprechen). 
 
Es gelten die jeweiligen Corona-
Regeln. 
 
Rolf Knoll, Leiter der  
DGHS-Kontaktstelle  
Mitteldeutschland 
Anmeldung erforderlich bis  
spätestens 19.3.2022. 
Tel./AB/Fax 03 75/5 67 98 40

SERVICE 20

n   2.4.2022 
    Donnerstag 
     
 
 
 
 
 
n   6.4.2022 
    Mittwoch 
 
 
 
 
 
n   7.4.2022 
    Donnerstag 
 
 
 
 

Vortrag und Diskussion  
RA Prof. Robert Roßbruch, DGHS-Präsi-
dent: Zur aktuellen Situation der Freitod-
begleitung/Suizidhilfe in Deutschland.  
 
Anschließend  Delegiertenwahl für 
den Regierungsbezirk Detmold. 
 
Vortrag und Diskussion 
Ursula Bonnekoh: Von der Patientenver-
fügung über die Palliativmedizin bis zur 
Freitodbegleitung - Ihre Möglichkeiten 
der Selbstbestimmung am Lebensende. 
 
 
Vortrag und Diskussion 
Ursula Bonnekoh: Von der Patientenver-
fügung über die Palliativmedizin bis zur 
Freitodbegleitung - Ihre Möglichkeiten 
der Selbstbestimmung am Lebensende. 
 

BIELEFELD 
Hotel Bielefelder Hof 
Am Bahnhof 3 
15.00 Uhr  
 
 
 
 
Neustadt an der Weinstraße 
Hotel Palatina  
Gartenstraße 8 
15.00 Uhr 
 
 
 
Mainz 
Mercure Hotel Mainz  
City Center (ehemals Advena)  
Kaiserstraße 7 
15.00 Uhr 
 

Walter Warstatt 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich. 
Tel. 0 52 02/9 78 04  
 
 
 
 
Ursula Bonnekoh, Leiterin der 
DGHS-Kontaktstelle Südwest 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich. 
E-Mail: ursula.bonnekoh@dghs.de 
Tel. 0 63 47/9 82 10 03 
 
Ursula Bonnekoh, Leiterin der 
DGHS-Kontaktstelle Südwest 
Eine Anmeldung ist corona- 
bedingt zwingend erforderlich. 
E-Mail: ursula.bonnekoh@dghs.de 
Tel. 0 63 47/9 82 10 03 
 

TERMIN REFERENTEN/THEMA ORT VERANSTALTER  
ANMELDUNG/AUSKUNFT

Terminvorschau/Ausgewählte Veranstaltungen



So können Sie uns erreichen
Bitte wenden Sie sich bei Nachfra-
gen an die Geschäftsstelle in Berlin, 
an unsere regionalen Kontaktstellen, 
an die ehrenamtlichen lokalen An-
sprechpartnerinnen und Ansprech-
partner oder natürlich an Ihre Be-
vollmächtigten. 
 
Da uns zu den Telefonzeiten (Mo.-Fr. 
9.00-13.00 Uhr und Di. + Do. 14.30-
17.00 Uhr) sehr viele Anrufe erreichen, 
arbeiten wir weiterhin intensiv am Aus-
bau eines regionalen Netzes.  
 
Für persönliche Gespräche und Besu-
che in der Geschäftsstelle bitten wir 
um vorherige telefonische oder schrift-
liche Terminabsprache. 
 
Aufgrund gesetzlicher Feiertage kön-
nen Sie uns an folgenden Tagen nicht 
erreichen: 
8.3.2022 Internationaler Frauentag 
(Berlin)

DGHS-Geschäftsstelle: 
Postfach 64 01 43, 10047 Berlin 
Tel. 0 30/2 12 22 33 70 (Tel.-Zentrale) 
Fax 0 30/21 22 23 37 77 
Kronenstr. 4, 10117 Berlin  
(U-Bahn Stadtmitte) 
info@dghs.de, www.dghs.de 
 
ACHTUNG!  
Die Kontaktstellen sind nicht für Ver-
waltungsaufgaben (z. B. Adressände-
rungen, Ein- und Austritte, Kontoände-
rungen etc.) zuständig. Hierfür bitte an 
die Geschäftsstelle in Berlin wenden. 
 
Kontaktstellen der DGHS: 
 Baden 

Bernhard Weber  
Tel. 0 72 21/8 03 38 74 

 
 Bayern 

Gerhart Groß 
Tel. 0 80 22/8 59 88 48 

 
 Franken/Thüringen 

Gerhard Reichelt 
Tel. 0 92 88/82 12 

 

 Hessen 
Helga Liedtke  
Tel. 0 69/95 20 07 26 

 
 Mitteldeutschland  

Rolf Knoll 
Tel./Fax 03 75/5 67 98 40 

 
 Niedersachsen/Bremen 

Elke Neuendorf 
Tel. 05 11/2 34 41 76 

 
 Norddeutschland 

Werner Lehr 
Tel. 0 48 46/6 01 41 21 

 
 Nordrhein 

Christine Hucke 
Tel. 0 22 34/92 67 39 

 
 Südwest 

Ursula Bonnekoh 
Tel. 0 63 47/9 82 10 03 

 
 Württemberg 

Heiner Jestrabek 
Tel. 0 73 21/4 28 49 
Fax 0 73 21/4 28 92 
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Ich selbst habe das vor einigen Jahren zum 
ersten Mal erlebt: Während der Trauerfeier 
eines Bekannten erklang plötzlich SEINE 
Stimme im Raum. Kein Nachruf eines 
Angehörigen oder Beistandes – seine eigenen 
Gedanken wurden lebendig. Wir hörten ihn ein 
letztes Mal mit seinem eigenen, ganz persön-
lichen Blick auf SEIN Leben. Ein magischer 
Moment. 

Der Mann hatte wenige Jahre zuvor über 
sein Leben nachgedacht und aufgeschrieben, was ihn 
umtrieb. Das waren Erinnerungen an ein erfülltes 
Berufsleben und Gedanken über sein Leben. Er hat 
schwere Lebenssituationen Revue passieren lassen UND 
Anekdoten zum Schmunzeln erzählt. Auch Selbst-
Kritisches kam nicht zu kurz. Ja, und da er sein Leben 
lang Radio-Journalist war, hat er dies selbst wunderbar 
gesprochen und aufgenommen, sodass wir es zum 
Abschied hören konnten. 
 An diesem Tag habe ich beschlossen, das für mich 
genauso zu machen. Meine Erlebnisse, Erinnerungen 

und Geschichten – gleich, ob nachdenklich 
oder humorvoll oder beides kenne ich ja wohl 
am besten und kann das als Journalistin und 
Moderatorin gut aufschreiben und professio-
nell aufnehmen. 

Wie steht es mit Ihnen? Möchten auch Sie 
die Erinnerung an sich sowohl schriftlich als 
auch „auditiv“ festhalten und Ihren 
Trauergästen ein ‚Sterbenswörtchen‘ hinterlas-
sen? Authentisch, klar. Jetzt sagen Sie viel-

leicht: „Aber ich kann das doch nicht.“  Gerne gebe ich 
meine langjährigen Erfahrungen als Kommunikationsex-
pertin (Radio, Fernsehen und Bühne) an Sie weiter und 
helfe Ihnen beim Verfassen und Aufnehmen Ihrer „Rede 
meines Lebens“. Schritt für Schritt. Damit Sie selbstbe-
stimmt bleiben – bis zuletzt. Mehr erfahren Sie auf meiner 
Website: www.lebendig-reden.de. Gerne erstelle ich 
Ihnen ein individuelles Angebot.                Petra Schwarz 
 
Kontakt:  
petra.schwarz@berlin.de; Tel.: 01 70/2 31 14 41 

„Die Rede meines Lebens“ 
Berliner Journalistin bietet Coaching und Ton-Aufnahmen an 
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Ehrenamtliche lokale Ansprechpartner 

Alzey (Albig), Walter Steinmetz, Tel. 0 67 31/71 08 
Augsburg, Gerhard Rampp, Tel. 01 76/41 73 09 38 
Bad Breisig, Klaus Vogt, Tel. 0 26 33/20 04 56 
Baden-Baden, Bernhard Weber, Tel. 0 72 21/8 03 38 74 
Bad Wiessee, Gerhart Groß, Tel. 0 80 22/8 59 88 48 
Bayreuth (Speichersdorf), Karin Brilla, Tel. 0 92 75/71 93 
Berlin, Marianne Mastaler, Tel. 0 15 15/9 83 95 93 

Berlin, Elke Peters, Tel. 0 30/4 13 24 23 
Bonn, Gisela Dreyer, Tel. 02 28/23 11 32 
Bremen, Renate Wegfahrt, Tel. 04 21/20 80 71 88 
Dresden, Marion Bauroth, Tel. 03 51/27 69 27 79 
Düsseldorf (Ratingen), Gerhild Hotzel, Tel. 0 21 02/84 82 10 
Frankfurt/M., Helga Liedtke, Tel. 0 69/95 20 07 26 
Freiburg (Ballrechten-Dottingen), Irmhild Koch,  
Tel. 0 76 34/50 75 80 
Freimersheim (Pfalz), Ursula Bonnekoh,  
Tel. 0 63 47/9 82 10 03 
Freudenstadt, Alfred Marte, Tel. 01 72/7 21 23 52 
Geroldsgrün, Gerhard Reichelt, Tel. 0 92 88/82 12 
Gießen, Wigbert Rudolph, Tel. 06 41/7 31 15 und  
01 71/4 02 62 00 
Greven (Münsterland), Dr. Margot Eilers,  
Tel. 0 15 73/4 19 22 83 
Greven (Münsterland), Wolfgang Knoke,  
Tel. 01 62/8 28 28 72 und 0 25 71/5 75 99 59 
Greven (Münsterland), Sven Lütke-Wiesmann,  
Tel. 0 25 71/5 87 06 83 
Hamburg, Ludwig Abeltshauser, Tel. 0 40/41 54 98 47 
Hamburg (Reinbek), Dr. Ulrich Meyberg,  
Tel. 0 40/72 81 12 19  
Hannover, Elke Neuendorf, Tel. 05 11/2 34 41 76 
Heidenheim/Brenz, Heiner Jestrabek, Tel. 0 73 21/4 28 49 
Heilbronn, Barbara Brunner, Tel. 0 71 31/8 31 15 

Heppenheim, Siegfried Haupt, Tel. 0 62 52/31 75 
Husum (Nordfriesland), Werner Lehr, Tel. 0 48 46/6 01 41 21 
Ingolstadt (Wolnzach), Petra Pfeiffer, Tel. 0 84 42/6 79 64 56 
Köln (Eifel), Volker Leisten, Tel. 0 24 49/20 71 13 
Köln/Erftkreis, Kurt Baumann, Tel. 0 22 36/4 76 66 
Köln/Rhein-Erftkreis, Christine Hucke, Tel. 0 22 34/92 67 39 
Kronach, Suyin Kühlein, Tel. 0 92 61/53 09 95 
Landshut, Sigrid Blieninger-Schuster, Tel. 08 71/8 97 89 und 
01 60/98 17 32 05 
Lüneburg, Ilse Köcher, Tel. 0 41 31/2 69 51 55 
Lüneburg, Kirstin Linck, Tel. 0 41 31/40 73 35 
Mönchengladbach, Rita Schumpe, Tel. 0 21 66/3 02 41 
München, Georg Danes, Tel. 0 89/54 64 34 10 
München, Angelika Reh, Tel. 01 76/53 24 89 07 
*Nürnberg, Reinhold Felscher, Tel. 01 60/95 67 96 79 
Nürnberg, Peter Richter, Tel. 09 11/8 17 99 61 
Oerlinghausen (Bielefeld), Walter Warstatt,  
Tel. 0 52 02/9 78 04 
Panketal (Brandenburg), Ingrid Hähner, Tel. 0 30/94 39 63 36 
Sassenberg (Münsterland), Manfred Lötgering,  
Tel. 0 25 83/30 33 29 
Schwabstedt (Nordfriesland), Gudrun Niemeyer,  
Tel. 01 70/4 02 39 66 
Schwabstedt (Nordfriesland), Rolf Niemeyer,  
Tel. 01 51/12 33 64 30 
Stuttgart, Thomas Heckel, Tel. 07 11/73 11 38 
Ulm, Renate Runge, Tel. 07 31/3 80 54 19 
Voerde, Horst-Dieter Giebing, Tel. 0 28 55/9 36 99 01 
Wendlingen, Sonja Schmid, Tel. 0 70 24/5 57 88 
Wiesloch (Heidelberg), Ursula Wessels, Tel. 0 62 22/5 24 77 
Worms, Helmut Schäf, Tel. 0 62 41/4 42 81  
Zwickau, Rolf Knoll, Tel. 03 75/5 67 98 40 

In den nachfolgend genannten Städten sind für die DGHS ehrenamtliche lokale 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner tätig. Die oft aufopfernde und 

engagierte Mithilfe dieser lokal tätigen Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. Wir 
bitten Sie, Ihre Anrufe zu den üblichen Tageszeiten vorzunehmen. Die 
entstehenden Kosten und Auslagen für Fahrten (Bus, Tram, U-Bahn etc.) 
bitte direkt erstatten. Damit Sie sich ein Bild über Ihre Gesprächspart-
ner/innen machen können, zeigen wir in jeder HLS-Ausgabe eine 
unserer Ansprechpartnerinnen oder einen Ansprechpartner, hier 
Reinhold Felscher* aus Nürnberg.  

Ausdrücklich sei darauf hingewiesen, dass weder die DGHS noch die 
ehrenamtlichen lokalen Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner 

suizidgeeignete Medikamente und Mittel vertreiben und/oder verkaufen. 
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Köln 
Patientenverfügung und Herzschrittmacher

Bei einer Veranstaltung der DGHS, im Juni 
in Köln, mit Vizepräsident Professor Dieter 
Birnbacher zum Thema „Der Ausstieg aus 
dem Leben“, kam zur Sprache, dass in 
den (seit 2019 neuen) Patientenverfügun-
gen (PV) der DGHS im Gegensatz zu den 
vorherigen, auch das Abstellen implantier-
ter Geräte zur Lebenserhaltung erwähnt 
wird, wie zum Beispiel Herzschrittmacher 
oder Defibrillator. 

Eine Zuhörerin machte darauf aufmerk-
sam, dass nach dem Erscheinen der 
neuen PV von Seiten der DGHS gesagt 
wurde, es müsse deswegen nicht Jede 
oder Jeder eine neue PV erstellen, doch 
gäbe es anscheinend wichtige Unter-
schiede. Recht hat sie!  Diese Kritik nahmen wir zum An-
lass, bei unserem kommenden Gesprächskreis unsere gül-
tige PV mitzubringen, um diese der (seit 2019) neuen 
gegenüberzustellen und ggfls. zu ergänzen oder auch zu 
erneuern. 

Erstaunlich wie viele Menschen lange nicht mehr in ihre 
PV geschaut hatten, sie fanden es gut, sich wieder mit ihr 
auseinanderzusetzen; damit, was sie verfügt hatten und zu 
überprüfen, ob dies auch heute noch Gültigkeit hat. 
Jeder bekam eine kopierte neue PV, und wir begannen, 
usere alten mit der neuen Punkt für Punkt zu vergleichen 
und zu besprechen. Erstaunlich, wieviel Neuerungen zu fin-

den waren, wie: Bewegungsunfähigkeit, zum Beispiel 
durch Locked-in-Syndrom oder hohe Querschnittsläh-
mung. Die Neuerungen wurden in der Kopie gekennzeich-
net und von einigen handschriftlich in deren bisherigen Do-
kumenten ergänzt. Andere entschieden sich, lieber eine 
neue PV zu erstellen, die in Berlin in der Geschäftsstelle an-
gefordert werden kann. 

Ausführlich sprachen wir im Gesprächskreis über Be-
deutung, Inhalt und Wichtigkeit unserer PV. Eine sichere PV 
in Schriftform dokumentiert unseren Willen für Behand-
lungswünsche, sichert unser Selbstbestimmungsrecht und 
bindet den Arzt.                                          Christine Hucke 

Unlängst war ich bei einer Veranstal-
tung der DGHS. Ihr Vereinspräsident, 
der Rechtsanwalt und Professor Ro-
bert Roßbruch (einer der Beschwerde-
führer vor dem Verfassungsgericht) re-
ferierte kompetent und sehr sachlich 
über den aktuellen Stand der Dinge 
und die Position der DGHS und beant-
wortete geduldig mit Respekt, Takt 
und freundlicher Zuwendung alle Fra-
gen der anwesenden Mitglieder.    

Die DGHS vermittelt seit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts Frei-
todbegleitungen für seine Mitglieder – 
dabei spielt das Motiv keine Rolle - 
auch „Lebenssattheit“ ist ein Grund.  

In den vergangenen eineinhalb Jahren 
haben bisher bundesweit ca. 100 Mit-
glieder von diesem Angebot Gebrauch 
gemacht. Das Alter der Sterbewilligen: 
85 – 96 Jahre. Der Verein verfügt mo-
mentan über acht Teams, die eine 
Freitodbegleitung anbieten, beste-
hend aus einem Arzt und einem Juri-
sten. Welche Ärzte arbeiten mit der 
DGHS zusammen? Ein Anästhesist, 
Hausärzte und ehemalige Notärzte, 
die die Grundüberzeugung des Ver-
eins teilen und die über ein hohes Maß 
an Empathie verfügen, so RA Roß-
bruch. Er geht davon aus, dass sich 
demnächst weitere Ärzte als Sterbe-

helfer zur Verfügung stellen werden. 
Das vom Verein angewandte Konzept 
dient vor allem der Absicherung der 
Freitodbegleiter. 
 
Das Prozedere 
Ein Mitglied stellt bei der Geschäfts-
stelle der DGHS einen Antrag auf Ver-
mittlung einer Freitodbegleitung. Da-
bei legt es seine Gründe für den To-
deswunsch dar – jedes Motiv wird ak-
zeptiert, es gibt keinen Rechtferti-
gungsdruck. Bei Vorliegen einer 
schweren Erkrankung, sollte man die 
Krankenunterlagen beifügen. Das Ge-
such wird medizinisch und juristisch 

Berlin 
Informations-Vortrag über Freitodbegleitung
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In Berlin fand die Informationsveranstaltung von DGHS-Präsident RA Prof. Ro- 
bert Roßbruch regen Zuspruch.

begutachtet und an den regionalen 
Freitodbegleiter weitergegeben. 

Es wird ein Erstgespräch vereinbart, 
zusammen mit einem Juristen und ei-
nem Arzt. Die Sterbebegleiter müssen 
zu dem Ergebnis kommen, dass der 
Sterbewillige voll urteils- und entschei-
dungsfähig ist. Bei Menschen mit be-
reits eingetretener Demenz kann keine 
Sterbebegleitung gewährt werden. Bei 
einer Diagnose „Demenz im Anfangs-
stadium“ sollte man sich deshalb 
rechtzeitig entscheiden. 

Eine zweite Zusammenkunft findet 
zeitnah zum Suizid statt. Bis dahin 
kann sich der Sterbewillige alles noch 
einmal überlegen. Beide Gespräche 
werden protokolliert, können auch in 
Gegenwart von Familienangehörigen 
oder Freunden stattfinden. Der Termin 
für den Freitod wird vereinbart, der Ort 
ist das Zuhause – mit Einverständnis 
der dortigen Leitung kann es auch ein 
Pflegeheim sein. Verwandte und/oder 
Freunde können den Abschied beglei-
ten. Bei der Einnahme des Mittels, das 
das Koma herbeiführt, muss die Tat-
herrschaft beim Sterbewilligen lie-
gen.Nach 60 Sekunden ist man fried-
lich eingeschlafen, zwei Minuten spä-
ter setzt Atemstillstand, nach fünf Mi-

nuten Herzstillstand ein. Nach Eintritt 
des Todes und nachdem den Angehö-
rigen – sofern zugegen – eine Ab-
schiedsphase vergönnt war, wird von 
den Sterbebegleitern die Kriminalpoli-
zei verständigt. Diese erhält alle Unter-
lagen und Protokolle ausgehändigt. 
Auch ein vom Verstorbenen unter-
schriebenes Dokument über die Be-
freiung zur „Garantenpflicht“. Eine Vor-
sichtsmaßnahme zur Entlastung des 

anwesenden Arztes. Die Beamten ent- 
scheiden, ob der Tote zunächst in die 
Rechtsmedizin oder gleich in ein Beer-
digungsinstitut überführt wird. Falls ein 
Paar gemeinsam sterben möchte, sind 
Doppelbegleitungen möglich – alle vo-
rausgehenden Gespräche werden, um 
eine gegenseitige Beeinflussung aus-
zuschließen, einzeln geführt.  

Rotraut M. Teusch,  
DGHS-Mitglied in Berlin

Frankfurt/M., Hannover, Nürnberg 
DGHS-Fortbildungen

Im Herbst konnten sie endlich stattfinden: Die Fortbil-
dungen für die ehrenamtlichen Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner. Gewöhnlich einmal pro Jahr 
nimmt ein Ehrenamtlicher der DGHS an einer Wochen-
endschulung teil, um sein bzw. ihr Wissen auf den neues-
ten Stand zu bringen, sich mit den anderen „Kollegen“ 
auszutauschen und direkt von Geschäftsstelle und Ver-

tretern des Präsidiums zu hören, was sich in der DGHS 
gerade tut. Im Oktober trafen sich Ehrenamtliche in 
Frankfurt am Main, im November in Hannover und in 
Nürnberg. Auch alle Hauptamtlichen waren aufgefordert, 
an einem der drei Termine teilzunehmen. DGHS-Präsi-
dent Roßbruch war an allen drei Wochenenden zugegen, 
um über die Praxis von Freitodbegleitungen zu informie-
ren, die jetzt von der DGHS für Mitglieder vermittelt wer-
den können.  Für die Teilnehmenden waren dies wert-
volle Hintergründe, da sie zunehmend in ihrer Beratungs-
tätigkeit von Interessenten und auch von langjährigen 
Mitgliedern auf dieses Thema angesprochen werden.  

Ružica Ivančić-Britvić, Büroleiterin in der Geschäfts-
stelle der DGHS in Berlin, übernahm es, die Ehrenamt-
lichen über mögliche Fallstricke beim Ausfüllen der Pa-
tientenschutz- und Vorsorgemappe aufzuklären. Schließ-
lich werden in der Geschäftsstelle die ausgefüllten Pa-
tientenverfügungen intensiv geprüft und ggf. moniert, 
bevor sie hinterlegt und – falls vom Mitglied gewünscht – 
für den Online-Abruf freigeschaltet werden.           Red. Ende November fand in Nürnberg die dritte Schulung statt.
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Am Donnerstag, 2. Juni 2022, fin-
det ein Initialtreffen für den Start ei-
nes Gesprächskreises in der Bo-
denseeregion statt. Bernhard We-
ber, Kontaktstellenleiter Baden, 
lädt die Mitglieder und die interes-
sierte Öffentlichkeit hierzu ein. 
Treffpunkt ist das Restaurant und 
Eventhotel „Konzil Konstanz“ in 
Konstanz.  

Kontakt: Bernhard Weber, Leiter 
der DGHS-Kontaktstelle Baden. 
Weitere Details folgen in der Früh-
jahrsausgabe der HLS.              bw

Konstanz 
Neubeginn eines 

Gesprächskreises

Für den Inhalt der Anzeigen ist der jeweilige Inserent verantwortlich.

Dialog unter 
Mitgliedern
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Die DGHS möchte den direkten Kontakt unter Mitgliedern mehr fördern. Dazu können Sie in dieser Rubrik eine kostenlose 
Anzeige aufgeben. Bitte wenden Sie sich an die Geschäftsstelle unter Tel. 030/2 12 22 33 70. Antworten auf Chiffre-Anzeigen 
bitte an die DGHS-Geschäftsstelle, Postfach 64 01 43, 10047 Berlin unter Angabe des Chiffre-Wortes richten. Ihre Post wird 
entsprechend weitergeleitet.

� Mitglied aus der Bodenseeregion  
sucht Kontakt zu anderem Mitglied zum 
Gedankenaustausch und bei entspre-
chendem Vertrauen zur gegenseitigen 
Patientenanwaltschaft. 
Chiffre: „Bodensee“

� Mitglied der DGHS sucht eine/einen 
Bevollmächtigten. Bin 83 Jahre, lebe im 
Seniorenheim Residenz zwischen den 
Auen, Bad Zwischenahn. Haben Sie 
Interesse? Würde mich sehr freuen. Wenn 
Sie im Raum Bad Zwischenahn/Olden-
burg leben, wäre dies ideal!  
Chiffre: „Bad Zwischenahn“ 

� Suche (w. 73) ehrenamtliche(n) 
Bevollmächtigte(n) in München. 
Chiffre. „München“ 
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Bad Neuenahr 
DGHS-Gesprächskreis nach der Flut 

Es waren Mittwoch, der 14. Juli, und 
die Nacht auf den 15. Juli 2021, die 
Nacht der Flutkatastrophe, die das Le-
ben in der Region und besonders im 
Ahrtal grundlegend verändern sollte. 
Sachschäden in einem unvorstellba-
ren Ausmaß (Google: Flutkatastrophe 
Bad Neuenahr Bilder) entstanden, und 
allein in der Region Ahr gab es 134 
Tote, davon über die Hälfte in der 
Kreisstadt Bad Neuenahr-Ahrweiler. 
Drei Tage später sollte der turnusmä-
ßige DGHS Gesprächskreis stattfin-
den. Er konnte noch nicht einmal ab-
gesagt werden. Niemand war erreich-
bar. Die Infrastruktur war zusammen-
gebrochen.  

Nun haben wir am 13. November, 
genau vier Monate nach der Katastro-
phe, einen Neuanfang gewagt – im 
Haus der Familie/Mehrgenerationen-
haus in Bad Neuenahr, einer städti-
schen Einrichtung. Noch mitten im 
Schutt, umgeben von Containern und 
Bautrocknern, haben wir zum Thema 

„Aktuelles zur Freitodbegleitung/Sui-
zidhilfe in Deutschland“ eingeladen. 
RA Prof. Robert Roßbruch, unser 
DGHS-Präsident, war der Gast-Refe-
rent.  

Das Echo auf unsere Einladung und 
Ankündigung in der lokalen Presse 
war enorm und ermutigend. Allerdings 
baten viele unserer Stammteilnehmer 
und Gäste um Verständnis, dass sie 
sich psychisch und physisch noch im-
mer nicht in der Lage fühlten, an einer 
Präsenzveranstaltung teilzunehmen. 
Sie baten um Übersendung des Refe-
rates in anderer Form. Der Bitte sind 
wir gerne nachgekommen. 

RA Prof. Robert Roßbruch berich-
tete über den aktuellen Stand beim 
Aufbau der FTB-Vermittlungsstruktur 
und die von der DGHS praktizierten 
Qualitäts- und Sorgfaltskriterien.  

Wichtig: RA Prof. Robert Roßbruch 
betonte, die DGHS ist und bleibt eine 
Patientenschutz- und Bürgerrechtsor-
ganisation, die aber nun endlich alle 

Optionen für eine selbstbestimmte 
Vorsorge zum Lebensende bedienen 
kann. Die individuelle Beratung ist 
über den Mitgliedsbeitrag abgedeckt. 
Nach der Veranstaltung erhielten wir 
(Klaus Vogt und ich) mehrere Anfragen 
für Einzelgespräche.   Volker Leisten 
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GROSSBRITANNIEN 
Ärzteorganisation lockert sich  
Die Ärzteorganisation British Medical 
Association (BMA) rückt von ihrem 
Nein zu gesetzlichen Lockerungen bei 
der bislang verbotenen Sterbehilfe ab. 
Das Exekutivgremium der BMA stimmte 
in London mit knapper einfacher Mehr-
heit (49 Prozent) dafür, eine nunmehr neu-
trale Position zu einer möglichen Legalisierung 
der Sterbehilfe einzunehmen. 48 Prozent sprachen 
sich weiterhin dagegen aus. Bislang hatte die Ärzteorganisa-
tion eine Änderung der bestehenden Regelungen abgelehnt. 
An der gesellschaftlichen Debatte über das schwierige 
Thema wolle sie sich aber weiterhin beteiligen, teilte die 
BMA mit. Sterbehilfe ist in Großbritannien derzeit in all ih-
ren Formen illegal. Die einzelnen Gesetze unterscheiden 
sich jedoch von Landesteil zu Landesteil.  

Bei einer Umfrage unter den Mitgliedern der Organisa-
tion hatten sich kürzlich 40 Prozent dafür ausgesprochen, 
dass sich die BMA für eine Legalisierung des Verschreibens 
tödlicher Medikamente einsetzt. Gut 33 Prozent waren da-
gegen. Bei der Frage, ob die BMA auch die Verabreichung 
von tödlichen Medikamenten durch Mediziner befürworten 
soll, waren jedoch 40 Prozent dagegen, nur 30 Prozent 
stimmten für diesen Vorschlag.     Deutschlandfunk, 14.9.2021            
 
NEUSEELAND 
Unter bestimmten Voraussetzungen 
In Neuseeland ist jetzt die Sterbehilfe legal. Unheilbar 
kranke Erwachsene in dem südpazifischen Inselstaat haben 
damit unter bestimmten Voraussetzungen das Recht auf ei-
nen medizinisch begleiteten Suizid. So müssen sich zwei 
Ärzte einig sein, dass der oder die unheilbar Kranke keine 
sechs Monate mehr zu leben hat und daher die Möglichkeit 
haben sollte, den Ablauf und Zeitpunkt des Todes selbst zu 
bestimmen.  

Das am Sonntag (7.11.2021) in Kraft getretene Gesetz 
geht auf eine Volksabstimmung zurück, bei der Ende Okto- 
ber 2020 eine entsprechende Vorlage 65,2 Prozent Zustim-
mung bekam.                       Kölner Stadtanzeiger, 8.11.2021 
 
ÖSTERREICH 
Gesetzentwurf mit „Sterbeverfügung“ 
Die Österreichische Bischofskonferenz hat ihre Stellung-
nahme zum Sterbeverfügungsgesetz veröffentlicht. Darin 
halten die Bischöfe fest, dass der Gesetzesentwurf viel zu 
weit gehe und die Vorgaben des Verfassungsgerichtshofes 
(VfGH) missachte. Durch die vorgeschlagene Regelung der 
Beihilfe zum Suizid werde Missbrauch und die Beeinflus-
sung vulnerabler Personen nicht verhindert werden können, 
mahnt die Bischofskonferenz.  

Konkret kritisiert sie, dass die Straflosigkeit der Beihilfe 
weder an das Vorliegen einer Sterbeverfügung noch an zwölf 

Wochen Bedenkzeit gebunden ist. Zudem sei 
die psychische Beihilfe zum Suizid aus-

nahmslos straflos. Auch werde die Ent-
scheidungsfähigkeit des Betroffenen 
nicht in jedem Fall verpflichtend von ei-
nem Psychologen beurteilt. 

            www.domradio.de, 12.11.2021 
 

SCHWEDEN 
Das schwedische Paradox 

In einigen skandinavischen Ländern ist die Zustim-
mung der Bevölkerung zur Sterbehilfe mit Werten um 80 
Prozent seit längerem höher als im restlichen Europa. Das 
gilt vor allem für Dänemark und Schweden. Auch auf der 
Seite der Ärzte zeigte sich in jüngsten Befragungen wach-
sende Zustimmung, in Schweden um die 50 Prozent. Auf der 
anderen Seite gibt es in Schweden keine gesetzliche Rege-
lung, keine etablierte Praxis und keine nennenswerte gesell-
schaftliche Dis-kussion. Anders als in Deutschland gelten in 
Schweden auch Patientenverfügungen vielfach nicht als ver-
bindlich, sondern lediglich als Wunschäußerungen, die nicht 
zwingend befolgt werden müssen. 

Das könnte sich jetzt ändern, nachdem Anfang Juni 2020 
Dr. Staffan Bergström einem unheilbar kranken ALS-Pa-
tienten beim Sterben geholfen hat. Jemandem bei einer 
Selbsttötung zu helfen, ist in Schweden – wie in Deutschland 
bis 2015 – nicht strafbar. Allerdings riskiert ein Arzt oder 
eine Krankenschwester, seine oder ihre Zulassung zu verlie-
ren. Bergströms Aktion führte zu einer formellen Be-
schwerde bei den Gesundheitsbehörden, die daraufhin dem 
zuständigen Gericht empfahl, Bergström die Approbation 
zu entziehen. Das Verfahren dauert an. Für den Fall einer 
Entziehung hat Bergström angekündigt, auf höherer Instanz 
gegen die Entscheidung zu klagen.  

Bergström ist kein Irgendwer. Er ist emeritierter Professor 
des hochangesehenen Karolinska Instituts in Stockholm und 
seit 2019 Vorsitzender der schwedischen Organisation 
RTVD (Rätten Till en Värdig Död, Recht auf ein Sterben in 
Würde), die sich seit nahezu 50 Jahren für das selbstbe-
stimmte Sterben einsetzt. Gegründet wurde sie 1974 von der 
Journalistin Berit Hedeby, deren Buch Ja zur Sterbehilfe in 
den 1970er Jahren auch in Deutschland für kontroverse Dis-
kussionen sorgte. Das Hauptanliegen der Gesellschaft ist, 
den „Sterbetourismus“ in die Schweiz zu beenden und si-
cherzustellen, dass das Recht auf selbstbestimmtes Sterben 
nicht nur von den gut Informierten und Zahlungsfähigen 
wahrgenommen werden kann.  

Auch in dem gegenwärtig gerichtlich zu entscheidenden 
Fall spielte die Reise in die Schweiz eine Rolle: Wären nicht 
die pandemiebedingten Einreisebeschränkungen gewesen, 
wäre es nicht dazu gekommen, dass der sterbewillige Patient 
keinen anderen Weg sah als sich auf einen schwedischen 
Arzt zu verlassen.  

Prof. Dr. Dr. h. c. Dieter Birnbacher, DGHS-Vizepräsident 

Blick über die Grenzen 



des Sterbewilligen „bedarf keiner wei-
teren Begründung oder Rechtfertigung, 
sondern ist im Ausgangspunkt als Akt 
autonomer Selbstbestimmung von Staat 
und Gesellschaft zu respektieren.“ Rn210. 
In den Regelungsvorschlägen jedoch 
hat der Sterbewillige nachzuweisen, dass 
er klaren Verstandes und von keinem 
Dritten beeinflusst ist. Bonnekoh macht 
nun, um dem freiheitlichen Geist des 
Urteils zu entsprechen, den Vorschlag, 
das Nachweisverfahren umzukehren: 
Die Beurteiler meines Verstandes müssen 
nachweisen, dass Mängel meiner freien 
Verantwortlichkeit bestehen. Bonnekoh 
zählt die Verfahrensschritte klar auf, im-
mer mit dem Ziel, die Selbstbestimmung 
des Sterbewilligen zu achten. Ich danke 
der Autorin für ihre Argumentation. Es 
gibt viele Gründe für das Regulierungs-
bedürfnis der Beurteiler. Immer spielt 
Macht eine Rolle, der souveränen Person 
die Gnade der Suizidhilfe zu erweisen. 
Macht stabilisiert und überdeckt die ei-
gene Unsicherheit. Der Schrecken, mein 
Gegenüber als gleichwertige Person an-
erkennen zu müssen, zeigt ein fehlendes 
Demokratieverständnis auf. Dass Bür-
ger*innen eines demokratischen Staates 
selbst das Recht haben, einfach aus ihrer 
Persönlichkeit heraus, etwas sie selbst 
Betreffendes zu entscheiden, macht un-
sere demokratischen Vertreter und viele 
andere fassungslos. So wenig ist das die 
Demokratie bestimmende Prinzip Rea-
lität: Das Volk ist der Souverän. 

Ursula L., per E-Mail 
 
Liebes DGHS-Team, dem Inhalt des 
Artikels „Mein Ende gehört mir !?“ 
kann ich nur vollumfänglich zustimmen. 
Ich wünsche uns allen viel Erfolg dafür 
– und den Aktiven in der DGHS vielen, 

 HLS-Beitrag im Heft 2021-4: 
„Unsere Mutter konnte in Würde 
sterben“ 
Ich möchte mich herzlich für die Veröf-
fentlichung des o. a. Berichtes bedanken. 
Er hat mich einerseits sehr berührt, an-
dererseits in meiner Entscheidung be-
stätigt, der DGHS beizutreten. Hierzu 
möchte ich ein klein wenig abschweifen, 
mein Mann stammte aus einer Medi-
zinerfamilie, und es war immer klar, wir 
alle möchten, wenn es denn Zeit ist, an 
der Krankheit und nicht an der Therapie 
sterben. Als vor 13 Jahren bei ihm ein 
inoperabler Hirntumor festgestellt wurde, 
konnte er dank der Hilfe und des Ver-
ständnisses befreundeter Ärzte in Würde 
und nach nur kurzer Bettlägerigkeit zu 
Hause sterben, es wurde einfach akzep-
tiert, dass er lediglich schmerzfrei sein 
wollte. Nur kurze Zeit nach seinem Tod 
bin ich Mitglied der DGHS geworden 
und habe immer wieder empfohlen, dass 
jeder, der für sein Lebensende vorsorgen 
will, ebenfalls in Ihre Organisation ein-
treten soll. Inzwischen bin ich selbst in 
einer Situation, die mich dem Tod in die 
Augen sehen lässt. Der Bericht im letzten 
Heft macht mich zuversichtlich, dass 
auch ich, wenn es denn Zeit ist, mit ihrer 
Hilfe in Würde und so, wie ich es möchte, 
meine letzte Reise antreten kann. 

B. Sch., per E-Mail 
 
 HLS-Beitrag im Heft 2021-4: 
Mein Ende gehört mir!? 
Ursula Bonnekoh hat einen klaren Ar-
tikel geschrieben über den Gegensatz 
des „freiheitliche(n) Geist(s) des Urteils“ 
des BVerfG vom Februar 2020 einerseits 
und den bevormundenden Vorschlägen 
zur Sterbehilfe von vielen Fachleuten 
bis zur Leopoldina, aber auch in Texten 
und Flyern unseres Vereins andererseits. 
Der Sterbewillige hat den Nachweis sei-
ner freien Verantwortlichkeit zu erbrin-
gen, obwohl im Urteil des BVerfG klipp 
und klar steht, dass die Entscheidung 
des Sterbewilligen „sich einer Bewertung 
anhand allgemeiner Wertvorstellungen, 
religiöser Gebote, gesellschaftlicher Leit-
bilder für den Umgang mit Leben und 
Tod oder Überlegungen objektiver Ver-
nünftigkeit“ entzieht. Die Entscheidung 

vielen Dank für Ihren Einsatz! 
Ulrike Sch., per E-Mail 

 
 Liebevolle Unterstützung  
Auch meine Mutter durfte durch die 
liebevolle Unterstützung von den Hel-
fern, vermittelt durch die DGHS, im 
Juni 2021 für immer einschlafen. Sie 
hatte zuletzt vor Schmerzen darum ge-
bettelt, gehen zu dürfen. Nachdem die 
Schmerzbehandlung in den Kliniken 
völlig unzureichend war, ging es ihr 
Dank des ambulanten Palliativdienstes 
und einer Schmerzpumpe besser, aber 
nicht wirklich gut. Die Nervenschmerzen 
sind trotzdem geblieben. Sowohl in den 
Klinken als auch in den beiden Pflege-
heimen musste sie immer wieder um 
ihre Bedarfsmedikation betteln, die dann 
oft erst nach langem Warten verabreicht 
wurde. Sie konnte nur noch im Bett lie-
gen. Sie konnte sich nicht mehr allein 
umdrehen, der Rücken war bereits offen. 
Auch Sitzen war nicht mehr möglich. 
Ihr Sehvermögen wurde zunehmend 
schlechter. Ihre Alternative wäre gewe-
sen, die nächsten Wochen, Monate oder 
Jahre 24 Stunden am Tag die Wände 
anschauen. So wollte sie mit 88 Jahren 
nicht mehr auf Dauer leben. Das Pfle-
geheim hatte von seinem Hausrecht ge-
braucht gemacht und eine Freitodbe-
gleitung abgelehnt. Zum Glück hatten 
wir noch ihre Wohnung, und so habe 
ich sie für die letzten 24 Stunden nach 
Hause geholt. Sie war sehr glücklich 
darüber.                   Helga B., per E-Mail 

Stellungnahmen & Zuschriften 
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SCHREIBEN SIE UNS!!
HLS-Leserbriefredaktion: 
Postfach 64 01 43  
10047 Berlin 
Fax: 0 30/21 22 23 37 77 
info@dghs.de 
(bitte Namen und Wohnort 
angeben)  
Leserbriefe sind, wie Anzeigen 
und namentlich gekennzeich-
nete Beiträge, nicht identisch 
mit der Meinung der Redaktion 
oder der DGHS. Die Redaktion 
behält sich die Entscheidung 
zum Abdruck bzw. Kürzungen 
von eingesandten Texten vor.B
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 Was passiert? 
Doch was passiert, wenn sie erneut ei-
nen Schlaganfall erleben würde? Wenn 
er dann nicht mehr so glimpflich ausge-
hen würde? (…) Mit ihrem Partner hat 
Irma einen Experten in dem Thema an 
ihrer Seite. Seit 35 Jahren ist Gerhart 
Mitglied in der Deutschen Gesellschaft 
für Humanes Sterben (DGHS), enga-
giert sich dort auch ehrenamtlich. Auch 
weil er seinen eigenen Vater an Magen-
krebs ‚lebendig krepieren‘ sah. Er berate 
nicht, sondern sorge für eine interessen-
lose Aufklärung: Besucht Schwerkranke 
zu Hause, klärt sie über die Möglichkei-
ten einer Patientenverfügung auf und 
darüber, wie selbstbestimmtes Sterben 
aussehen kann.  Horizont. Ein Magazin  

der Evangelischen Landeskirche  
Oldenburg, Oktober 2021 

 
 Info-Veranstaltung der DGHS 
Zu den von der Großen Koalition of-
fengelassenen Baustellen zählt die Re-
gulierung der Suizidbeihilfe. Nachdem 
das Bundesverfassungsgericht im Fe-
bruar 2020 das Verbot der geschäftsmä-
ßigen Suizidbeihilfe für nichtig erklärt 
hat, bilden sich nun Strukturen der Bei-
hilfe heraus. Dazu gehören auch Ärzte. 
Darauf hat die Deutsche Gesellschaft 
für Humanes Sterben (DGHS) bei einer 
Informationsveranstaltung in Berlin ver-
wiesen. 

„Was wir machen, ist vor allem der 
Schutz der Freitodhelfer und -begleiter“, 
erklärte dazu DGHS-Präsident Profes-
sor Robert Roßbruch bei einer Infor-
mationsveranstaltung in Berlin. Bei jeder 
der von der DGHS organisierten Selbst-
tötungen seien nun jeweils ein Arzt und 
ein Jurist anwesend. Ein solches Verfah-
ren sei derzeit „weltweit einmalig“.  

Ärztezeitung, 30.10.2021 
 
 Prominenter Unterstützer 
Es waren vier Lieder, die dem Leben 
von Beppo Küster Richtung und 
Schwung gaben (…) Zweimal durfte 
Beppo Küster die große Samstagshow 
„Ein Kessel Buntes“ moderieren. (…) 
Wer verstehen will, warum sich der 71-
Jährige heute so energisch dafür einsetzt, 
dass Menschen ihr theoretisches Recht 

auf ein selbstbestimmtes Lebensende 
ganz praktisch wahrnehmen können, 
muss einen Blick auf sein Leben werden. 
ein ganz entscheidendes Ereignis war 
der Tod seiner Mutter im Jahr 2013. (..) 
In der Deutschen Gesellschaft für Hu-
manes Sterben (DGHS) scheint Beppo 
Küster einen natürlichen Verbündeten 
gefunden zu haben: Die kämpfen schon 
40 Jahre für die Legalisierung der Ster-
behilfe.“ Wenn die DGHS am Dienstag 
um 11 Uhr zum Welttag für das Recht 
auf Sterben eine Kundgebung am Bran-
denburger Tor veranstaltet, wird Küster 
eine kurze Rede halten.  

Berliner Morgenpost, 31.10.2021 
 
 Gemeinsamer Kampf 
Hans-Jürgen Brennecke bekam vor sie-
ben Jahren die Diagnose Burkitt-Lym-
phom, das zu den am schnellsten wach-
senden Tumorarten des Menschen 
gehört. Im Krankenhaus unterzieht er 
sich mehrerer Chemotherapien, die er 
sehr schlecht verträgt. Er muss künstlich 
ernährt werden, es kommt zum Atem-
stillstand. Außerdem leidet er auch nach 
den Therapien unter dauerhaft geschä-
digten Nerven in Händen und Füßen. 
Er beschließt, dass, sollte der Krebs zu-
rückkommen, er es nicht noch einmal 
durchmachen möchte. In diesem Fall will 
er freiwillig aus dem Leben scheiden – 
mit ärztlicher Hilfe. Doch damals war 
die Hilfe zum Suizid in Deutschland 
noch strafbar. Gemeinsam mit der 
„Deutschen Gesellschaft für Humanes 
Sterben“ kämpfte er für ein neues Ster-
behilfegesetz.  

NDR-Kulturjournal, 24. 11. 2021 
 
 Ein fundierter Vortrag 
Es gibt sie seit gut 40 Jahren, die Deut-
sche Gesellschaft für Humanes Sterben, 

DGHS. Mit etwa 23 000 Mitgliedern ist 
sie nach eigenen Angaben Deutschlands 
älteste und mitgliederstärkste Patien-
tenschutzorganisation. Jetzt hielt ihr Prä-
sident, der Koblenzer Rechtsanwalt 
Prof. Robert Roßbruch im Hotel Ho-
henstaufen einen Vortrag mit dem Titel 
„Zur aktuellen Situation der Freitodbe-
gleitung/Suizidhilfe in Deutschland. (…)“ 
Es gibt noch „Baustellen“, wie Prof. 
Roßbruch es formulierte. So zum Bei-
spiel eine Änderung des Betäubungs-
mittelgesetzes, die es erlauben würde, 
einen einfacheren Wirkstoff einzusetzen. 
Daran arbeitet die DGHS. Übrigens ru-
fen die Begleiter nach dem Tod des Be-
troffenen grundsätzlich die Kriminalpo-
lizei, da es sich ja um einen „nicht na- 
türlichen Tod“ handelt. Auch bei diesen 
Behörden hält der Präsident Vorträge, 
um die Beamten für die klare Gesetzes-
lage zu sensibilisieren. Es war ein fun-
dierter, informativer Vortrag, an den sich 
eine lebhafte Diskussion anschloss.  

Rhein-Zeitung, 6.11.2021 
 
 Vorsorge getroffen 
Dem Oberschenkelhalsbruch war ein 
mehrwöchiger Krankenhausaufenthalt 
gefolgt. Der Bruch wurde genagelt, aber 
T. hat seinen Lebenswillen verloren. Er 
will sterben, freiwillig und selbstbe-
stimmt mit Hilfe von Dritten – so wie 
es das Bundesverfassungsgericht im Fe-
bruar 2020 als verfassungsgemäß erklärt 
hat. 
T. hat Vorsorge getroffen. Seit einem 
Jahr ist er Mitglied der Deutschen Ge-
sellschaft für humanes Sterben 
(DGHS). (…) Was ihn zu dem Brief an 
die DGHS getrieben hat? Seit dem 
Sturz sei er so gut wie hilflos. Er habe 
multiple Leiden und Angst vor einem 
schleichenden Verfall. Sein Zustand 
werde sich immer weiter verschlechtern, 
aber es könne noch lange dauern, er sei 
robust. Dass ihm, um seinen Abgang von 
dieser Welt zu beschleunigen, am Ende 
nur die Möglichkeit bleibe, sich durch 
den Entzug von Nahrung und Flüssig-
keit zu Tode zu hungern. Nein, er wolle 
nicht so qualvoll verenden wie sein Va-
ter. Immer habe er sich geschworen: 
„Vorher trete ich ab.“ taz, 27./28.11.2021 B
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Für Sie gelesen

Gelebte Praxis 
Moderne Medizin meets Suizidhilfe. So 
lässt sich die Ausgangslage von Michael 
de Ridders neuem Buch beschreiben. 
Dabei umfasst es alle relevanten Aspekte 
der Diskussion rund um das Thema 
Freitodbegleitung. Von den Anfängen 
der Sterbehilfe und ihrer Entwicklung 
im Laufe der Zeit über die medizinisch-
rechtliche Bewertung des Themas bis 
hin zu eigenen Erfahrungen des Autors 
mit ärztlicher Sterbehilfe.  

Natürlich schenkt de Ridder auch 
dem „Jahrhunderturteil“ des Bundes-
verfassungsgerichts gebührenden Raum. 
Schließlich fungierte er seinerzeit selbst 
als Kläger. Er ruft den langen Weg bis 
zu jener Sternstunde der Rechtsprechung 
in Erinnerung sowie die Reaktion der 
Gegenseite nach Verkündigung des Ur-
teils. Deren Tenor reichte von apoka-
lyptischen Warnungen bis hin zu ver-
nichtender Kritik am Verfassungsgericht. 
Reaktionen, die im Einklang standen 

mit früheren Einlassungen 
des Weltärztepräsidenten 
Frank Ulrich Montgomery, 
der empfahl, die Freitodbe-
gleitung „dem Klempner“ 
zu überlassen.  

Zu den spannendsten 
Aspekten von „Wer sterben 
will, muss sterben dürfen“ 
zählen die Schilderungen 
des Autors in Hinblick auf seine eigene 
Motivation, kranken Menschen nicht 
nur Hilfe im Sterben, sondern auch Hilfe 
zum Sterben zu ermöglichen.  

Dabei zeigt sich Michael de Ridder 
von einer sehr persönlichen Seite: Er 
gewährt Einblicke in die eigene Fami-
lien- und Krankengeschichte, warnt vor 
dem Versuch einer Psychiatrisierung des 
freien Willens und benennt Anfeindun-
gen von Gegnern der Suizidhilfe, die 
selbst vor Diffamierungen nicht zurück-
schrecken. Gleichwohl betont der Autor 
seine Rolle als Brückenbauer zwischen 

(Palliativ-)Medizin und Freitod-
begleitung und sieht sich in seiner 
Haltung bestätigt, Ethik und Em-
pathie in den Mittelpunkt ärzt-
lichen Handelns zu stellen.   

Dabei verdeutlicht er gewohnt 
sachkundig, dass Selbstbestim-
mung am Lebensende keine ‚Er-
findung‘ oder gar Marotte der 
Moderne ist, sondern seit langer 

Zeit gelebte Praxis. Zwischendurch ein-
gestreute Exkurse, wie etwa zu Natrium-
Pentobarbital oder den verschiedenen 
Formen der Sterbehilfe akzentuieren 
das Buch inhaltlich und runden es in in-
formativer Art und Weise ab.  

Fazit: „Wer sterben will, muss sterben 
dürfen“ ist wohl Michael de Ridders 
persönlichstes Buch. Es erscheint zur 
rechten Zeit, angesichts einer sich neu 
bildenden Bundesregierung und der sich 
anbahnenden gesetzlichen Flankierung 
der Freitodbegleitung. Es klärt auf, ohne 
zu belehren. Es ergreift Partei, ohne 

AUSSTELLUNGSTIPPS

Dresden 
Dauerausstellung in sieben Themen-
räumen: Der Mensch (Der gläserne 
Mensch, Leben und Sterben, Essen 
und Trinken, Sexualität, Erinnern – 
Denken – Lernen, Bewegung, Schön-
heit, Haut und Haar).  
v Deutsches Hygiene-Museum Dres-
den, Lingnerplatz 1, www.dhmd.de 
Di.-So. 10.00-18.00 Uhr, Mo geschl., 
Besuch nur mit Onlineticket mit Zeit-
fenster möglich. 
 
 
Kassel (1) 
Dauerausstellung in zwei Abteilun-
gen: 1. Sterben, Tod, Bestattung  
sowie 2. Friedhof und Grabmal. Die 
Ausstellung wurde erweitert um das 

inzwischen auch in Deutschland hei-
mische multikulturelle Bestattungs-
wesen. In diesem Teil wird über die 
verschiedenen Religionen und ihre 
Bestattungsriten informiert.  
v Museum für Sepulkralkultur,  
Weinbergstr. 25-27,  

www.sepulkralmuseum.de 
Di., Do.-So. 10.00-17.00 Uhr,  
Mi. 10.00-20.00 Uhr, Mo. geschl.  
 
 
Kassel (2) 
Suizid – Let's talk about it! 
Diese Sonderausstellung soll der Ent-
tabuisierung und Entstigmatisierung 
des Suizids dienen. Begleitend gibt 
es ein umfassendes Veranstaltungs- 
programm und eine Buchpublikation.  
v Museum für Sepulkralkultur,  
Weinbergstr. 25-27,  
www.sepulkralmuseum.de 
Di., Do.-So. 10.00-17.00 Uhr,  
Mi. 10.00-20.00 Uhr, Mo. geschl.,  
bis 27.02.2022.

Alle Angaben ohne Gewähr.
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Hinweis: Bitte informieren Sie sich vor einem geplanten Museumsbesuch auf der jeweiligen Webseite  
über aktuelle Öffnungszeiten und mögliche coronabedingte Einschränkungen.
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parteiisch zu sein. Es verpflichtet sich 
dem Recht auf Selbstbestimmung, und 
der inhaltlichen Objektivität. So bleibt 
zu wünschen, dass der sachliche Ton des 
Buches die künftige Debatte bestimmt.  

                            Johannes Weinfurter 
de Ridder, Dr. med. Michael: Wer ster-
ben will, muss sterben dürfen . Warum 
ich schwer kranken Menschen helfe, 
ihr Leben selbstbestimmt zu beenden. 
Deutsche Verlags-Anstalt, München 
2021, ISBN 978-3-421-04877-6, € 20,00. 
 
Mut machen 
Sie ist im Fernsehen bekannt als „Doc 
Caro“, im vollen Namen ist sie Dr. med. 
Carola Holzner. Sie arbeitet als Notärztin 

und als Oberärztin in der 
Notaufnahme. In ihrem 
leicht lesbaren Buch „Eine 
für alle“ nimmt sie die Le-
ser mit in ihren Alltag. Sie 
erzählt verschiedenste Ge-
schichten – von Menschen, 
die Mut machen, von Men-
schen, die ihren Humor 
auch in größter Aussichts-
losigkeit nicht verlieren, 

und von Menschen, die mit ihrem Schik-
ksal verstören. Wer gewiss sein könnte, 
auf eine Ärztin wie Doc Caro zu treffen, 
darf sich in guten Händen wissen.                                  

               Wega Wetzel 
Holzner, Carola: Eine für Alle. Als 
Notärztin zwischen Hoffnung und 
Wirklichkeit. Fischer Verlag, Frankfurt/ 
Main 2021, ISBN 978-3-596-70695-2,  
€ 16,00. 
 
Ein seriöser Einstieg 
Andrea Schiff und Hans-Ulrich Dall-
mann, beide Professoren für Pflegewis-
senschaft respektive Ethik, legen einen 
Einführungsband vor, der ethische 
Hintergründe zu Theorie und Praxis der 
Pflege in vier Kapiteln darstellt. 

Das erste Kapitel widmet sich grund-
legenden Konzepten zu Elementen der 
Pflegeethik; darunter finden sich neben 
Perspektiven ethischer Reflexion auch 
vier eminente Maximen pflegerischen 
Handelns, namentlich Nicht-Schaden, 
Fürsorge, Autonomie und Gerechtigkeit. 
Auf diese Grundprinzipien wird in den 
Folgeabschnitten wiederholt zurückge-
griffen. 

Im zweiten Kapitel rücken existentielle 
Dimensionen in den Fokus. Ausgelegt 
wird der Mensch als eine leibliche, mit 

von Ethik und Pflege. Gleichwohl liegt 
es nahe, dass diese Einführung nicht 
den Luxus der eingehenden Vertiefung 
aufbieten kann. Wer indessen bestrebt 
ist, sich einen ersten Zugang zur Pfle-
geethik zu eröffnen, wird hier einen se-
riösen Einstieg finden können. 

           Christian H. Sötemann 
Schiff, Andrea/Dallmann, Hans-Ulrich: 
Ethik in der Pflege. Ernst Reinhardt 
Verlag, München 2021, ISBN 978-3-82-
52-5587-9, € 24,90. 
 
Amüsant  
Ein zu Unrecht völlig unterschätztes li-
terarisches Genre ist die Grabrede. Ja 
recht, die Grabrede. Was ein einzelner 
Redner vor der erstarrten Trauerge-
meinde da so alles in Worte packen 
könnte. Es könnte so großartig sein. 
Der österreichische Maler und Schrift-
steller Stefan Slupetzky hat für sein 
jüngstes Buch „Nichts als Gutes“ über 
den Nachruf als sol-
chen und im Beson-
deren nachgedacht. 
Herausgekommen 
ist ein höchst amü-
sant zu lesendes 
Büchlein, das in ein 
paar fiktiven Grab-
reden das ganze Dra-
ma menschlichen 
Daseins auffächert. 
So muss ein Chef erkennen, dass er von 
seinem Mitarbeiter, den er verabschieden 
soll, überhaupt nichts zu sagen weiß. 
Ein Comedian dagegen neidet einem 
Toten die besseren Gags. In vieler Tragik 
liegt oft genug etwas Komisches. Ein 
schwacher Trost, aber immerhin ein          
Trost.                                    Wega Wetzel 
Slupetzky, Stefan: Nicht als Gutes.  
Picus Verlag, Wien 2021, ISBN 978-3-
7117-2111-2, € 20,00. E-Book € 15,99.
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Würde und Rech-
ten ausgestattete 
Person, die ein Je-
mand und nicht nur 
ein Etwas ist. Ver-
schiedene Sinn- und 
Lebensendthemati-
ken werden erör-
tert; beispielsweise 
kontrastiert die Pas-
sage zum selbstbestimmten Sterben die 
moralischen Prinzipien von Autonomie 
versus Lebensschutz und warnt einerseits 
vor einer Überhöhung des Selbstbe-
stimmungsrechtes, andererseits vor dem 
Dammbruchargument. Das erscheint 
allerdings übermäßig um Äquidistanz 
bemüht, denn bei aller Wichtigkeit, Gren-
zen von Autonomie klar einzuschätzen, 
repräsentiert das Dammbruchargument 
bekanntlich einen inhaltlichen Fehl-
schluss. Eine angemessene ethische Po-
sition liegt also nicht immer in „der Mit-
te”.  

Das dritte Kapitel diskutiert ethische 
Aspekte in der konkreten Pflegepraxis; 
relevant sind hier insbesondere das Span-
nungsfeld von Patientenautonomie und 
Fürsorge, das professionell-pflegerische 
Selbstverständnis und die gesellschaft-
liche Einbettung der Pflege.  

Schließlich werden im vierten Kapitel 
spezifische Kontexte wie Notfall-, häus-
liche Pflege oder Palliativversorgung, 
die alle Beteiligten oftmals noch vor 
zusätzliche Herausforderungen und Be-
lastungen stellen, abwägenden ethischen 
Reflexionen unterzogen.  

Schilderungen verschiedener ethischer 
Ansätze erfolgen nicht in historischer 
Chronologie, sondern werden themen-
bezogen eingebunden vorgestellt und 
mit der Praxis in Bezug gesetzt. Das 
Werk gibt somit einen guten Überblick 
über viele Themen aus der Schnittmenge 

Wer sich beständig ausschlussweise  

mit den Büchern beschäftigt, ist für das 

praktische Leben schon halb verloren. 
Johann Gottfried Seume (1763-1810)
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Nach der Wahl ist vor der Wahl

Mitgliedserklärung in Verbindung mit der jeweils gültigen Satzung
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

Name Vorname  
 
 
Straße PLZ, Wohnort Telefon 
 
 
geboren am Familienstand Beruf 

Ich erkläre, im Vollbesitz meiner geistigen Kräfte zu sein und die Zielsetzung der DGHS zu bejahen.  
Einverständniserklärung zur Datenweitergabe: Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten zu Zwecken der gegenseitigen Kontaktaufnahme  
an andere Mitglieder weitergegeben werden dürfen. Sie können Ihr Einverständnis für die Zukunft jederzeit ohne Angabe von Gründen widerrufen. 
Bitte ankreuzen:   q  ja               q  nein 

 

Ort, Datum Unterschrift

q Jahres-Beitrag:  € 
(€ 50,- Mindestbeitrag im Jahr, für Ehepaare je ( 45,-) 

 
q Sympathie-Beitrag:  € 

(€ 65,- im Jahr) 
 

q Förderplus-Beitrag:  € 
(€ 100,- im Jahr) 

 
q Freie-Wahl-Beitrag:  € 

(€-Betrag mehr als 100,-, frei wählbar)

Bitte deutlich in Druckbuchstaben schreiben! Bei Mitgliedschaft für Ehepaare ist von jedem/r Partner/in eine Mitgliedserklärung auszufüllen! 
Zutreffendes bitte ankreuzen und ausfüllen.

#

#

Werner Lehr, 
Schatzmeister. 
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Bitte hier abtrennen und in einem frankierten Umschlag schicken an: DGHS e. V., Postfach 64 01 43, 10047 Berlin

Liebe Mitglieder, 
 
wir haben eine neue Regierung. Nach meiner Einschätzung hat diese Regierung 
reichlich genug Arbeit vor sich, um ihre vorgestellten Ziele zu erreichen. Und des-
wegen hoffe ich, dass eine gesetzliche Regelung der Freitodbegleitung noch lange 
auf sich warten lässt. Wir als DGHS sind mit der geltenden Regelung nach dem 
bahnbrechenden Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zufrieden. Und geltende 
Regelung bedeutet, dass es glücklicherweise im Augenblick keine gesetzliche  
Regelung gibt, welche die Freiheit zum selbstbestimmten Sterben einschränkt. 
Aber machen wir uns nichts vor: eine Regelung wird kommen. Wie sie aussehen 
wird, ist nicht abzusehen. 
 
Lasst uns wachsam sein und bleiben. Unsere Mitgliederzahlen gehen langsam,  
aber stetig nach oben, die Neueintritte können im Augenblick die Mitgliederverluste 
ausgleichen, wenn auch nur knapp. Aber wir werden stärker, und damit wird auch 
unsere Stimme stärker. Diese Stärke sollten wir einsetzen, um mögliche gesetzliche 
Regelungen schon im Vorfelde zu bekämpfen, wenn diese absehbar das verbriefte 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben einschränken sollen. Und das kann ganz 
schnell gehen. Alleine die Vorschrift für eine Beratungspflicht würde bedeuten, dass 
jeder sich vor einer Kommission erklären und seine Gründe darlegen müsste für eine 
individuelle Entscheidung, wie sie persönlicher gar nicht sein kann: Die Entschei-
dung für ein selbstbestimmtes Sterben nach dem Maßstab der eigenen Würde. 
 
Wehret den Anfängen!  
 
Helfen sie weiter mit, reden Sie über uns, überzeugen Sie. 
 
Ihnen allen die besten Wünsche für ein gutes 2022. 
 
Ihr  
 
 
 
Schatzmeister



Ich wünsche die nachstehend angekreuzte Prämie: 

m  Ich spende die Geldprämie in Höhe  
    von 20 Euro an die DGHS. 

m  Bitte überweisen Sie mir die Geldprämie  
    in Höhe von 20 Euro auf mein Konto. 

    Die Prämie erhalten Sie nach Eingang der ersten 
    Beitragszahlung durch das neue Mitglied. 
 
Bitte deutlich lesbar in Blockschrift ausfüllen. 

 
 
 
IBAN BIC Bank  
 
 
 
Name, Vorname Straße 
 
 
 
PLZ, Ort Mitgliedsnummer Unterschrift

Mitglieder des Präsi-  
diums, Angestellte  
der DGHS, ehrenamt-  
liche lokale Ansprech- 
partner/innen sowie  
Delegierte dürfen keine 
Werbeprämien in  
Anspruch nehmen.

Wir freuen  

uns über 

Spenden!  

Dafür können Sie den 

Überweisungsträger  

in diesem Heft benutzen 

oder direkt auf unserer 

Homepage online  

spenden.

Ich habe ein neues Mitglied für die DGHS gewinnen können!

H
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   Rechtssichere DGHS-Patientenverfügung, Rechtsschutz  
     auf Durchsetzung  
   Betreuungsverfügung, Vorsorgedokumente und Vorsorgevollmachten 
   Kostenlose Hinterlegung Ihrer Dokumente in unserer Zentrale für  
     Patientenverfügung 
   Notfall-Ausweis und Notfall-QR-Code zum Abruf Ihrer Verfügungen 
     weltweit und rund um die Uhr 
   Wohnortnahe Beratung durch ehrenamtliche Ansprechpartner/innen 
   Unterstützung bei der Suche nach Bevollmächtigten zur  
     Durchsetzung Ihrer Verfügungen, Bevollmächtigten-Börse 
   Telefondienst und App „Lebenszeichen“ gegen unbemerktes Sterben 
   Expertentelefon 
   Aktuelle Informationen: vierteljährliche Verbandszeitschrift  
     „Humanes Leben – Humanes Sterben“, elektronischer Newsletter, 
     Broschüren, Homepage www.dghs.de 
   Suizidversuchspräventions-Beratungsstelle Schluss.PUNKT 
   Vermittlung von Freitodbegleitungen (FTB) 
 
     Sie können uns auch unterstützen, indem Sie uns Ihre Zeit und Ihr  
     Engagement schenken. Werden Sie ehrenamtliche Ansprechpartnerin 
     oder ehrenamtlicher Ansprechpartner oder übernehmen Sie eine  
     Bevollmächtigung! Sie werden von uns geschult und bei Ihrer Tätig-
     keit unterstützt. Unsere Mitglieder sind dankbar für wohnortnahe  
     Beratung und Betreuung. Dafür erreichen Sie uns direkt in der DGHS-
     Geschäftsstelle unter 0 30/2 12 22 33 70. 
 
     Vielen Dank! Ihre DGHS 
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abgeschlachtet für die Verbreitung der 
Lehre von der Liebe Gottes und der 
Suche nach seinem Reich. Letztendlich 
war es immer eine Frage der Machtpolitik 
– ist es heute noch. Und auch heute 
noch geht es um politische Macht und 
insbesondere auch um wirtschaftliche 
Macht. 

 
Todesangst als Bestandteil 
des täglichen Lebens 
Selbstbestimmtes Sterben ist in den 
christlichen Religionen noch eine Tod-
sünde und führt zur ewigen Verdammnis. 
Das bringt den leidgeprüften Menschen 
am Ende eines Lebensweges mitunter 
in schwere Gewissenskonflikte. Körper-
liche und seelische Schmerzen, die das 
Leben unerträglich machen, werden 
noch verstärkt durch die geistige, glau-
bensmäßige Haltung. Dieses vermag die 
Belastung verstärken, die ein geplanter 
Freitod mit sich bringen kann. 

„Ungezählte Religionen nahmen ihren 
Ursprung in der Beklemmung des 
menschlichen Geistes, der Angst vor 
dem Tode, dem Zufall der Existenz und 
der Sinnlosigkeit des Daseins.“ (Richard 
David Precht, Tiere Denken, ISBN: 978-
3-442-15586-6, S. 128) 

Gerade die Angst vor dem Tode wird 
von der christlichen Religion hervorra-
gend bedient. Wer ein gottgefälliges Le-
ben geführt hat, wird nach dem Tode 
mit der ewigen Glückseligkeit belohnt. 
Und was ein gottgefälliges Leben ist, 
wird hier auf Erden festgelegt von den 
Herren, die das unter dem Mantel des 
Priestertums seit über 2000 Jahren ent-
scheiden und den jeweiligen Erforder-
nissen anpassen. Bei genauer Betrach-
tung der Geschichte führt das über die 
Kreuzzüge und die Hexenverbrennungen 
im Mittelalter bis in die heutige Zeit. In 
den Kreuzzügen wurden Hundertau-
sende von andersgläubigen Menschen 

E s ist schwer, mit Menschen über 
den Tod zu sprechen, die von ihrer 

Religion überzeugt sind. Wenn jemand 
zu mir sagt (und es ernst meint): „Ich 
glaube daran, dass es einen gütigen Gott 
gibt, der mich von meiner Geburt an 
begleitet, mich beschützt und mir am 
Ende meines Lebens einen gnädigen 
Tod zukommen lässt“ – dann fehlen 
mir einfach weitere Argumente. Und 
wer bitte gibt mir das Recht, diesem 
Menschen seinen Glauben zu nehmen? 
Die Realität spricht eine andere Spra-
che. 
 
Ein gottgefälliges Leben 
Bei der Suche nach dem Ursprung und 
den Inhalten der verschiedenen Reli-
gionen gelangt man sehr schnell auf die 
philosophische Ebene und das ist nicht 
mein Gebiet. Eine für mich schlüssige 
und vor allem nachvollziehbare Erklä-
rung fand ich bei Richard David Precht. 

Auch ohne Gottvertrauen muss Todesangst nicht sein

VON WERNER LEHR

Religion und Realität
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Staub zu Staub? 
In allen Religio-
nen wird mit  
einer Angst vor 
dem Tod gespielt. 
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Tages zu einer Entscheidung kommen 
müssen. Wenn er sich nicht frühzeitig 
genug entscheidet, muss er mit den Fol-
gen leben und sterben. 

Ich habe mich damit beschäftigt und 
bin für mich zu folgenden Erkenntnissen 
gelangt: Ich kann, will und werde selbst-
bestimmt sterben, so, wie es meinem 
Verständnis von meiner eigenen Würde 
entspricht. Ich habe keine Angst vor 
dem Sterben und dem Tod. Diese meine 
Einstellung findet ihren Ausdruck iro-
nischerweise in der Bibel: Neues Testa-
ment, 1. Brief des Paulus an die Korinther, 
Kapitel 15, Vers 54. „Tod, wo ist Dein 
Stachel? Hölle, wo ist Dein Sieg?“

Mutter Teresa, ein leuchtendes Beispiel 
für die christliche Nächstenliebe, wurde 
dafür 13 Jahre nach ihrem Tode in un-
glaublicher Geschwindigkeit heiligge-
sprochen. Nach den vorliegenden In-
formationen (Wikipedia) verbot sie die 
Verabreichung von Schmerzmitteln an 
die von ihr behandelten Menschen, weil 
„das Erleiden von Schmerzen die be-
troffenen Menschen dem Leiden Christi 
näherbringt“. Sie selbst soll hingegen 
am Lebensende palliativmedizinische 
Betreuung in Anspruch genommen ha-
ben. 

Im Islam ist Selbsttötung eine schwere 
Sünde. 

Im Koran steht: „..und tötet Euch 
nicht (Sure 4:28)“ und an anderer Stelle: 
„..und stürzt Euch nicht mit eigenen 
Händen ins Verderben (Sure 2:195)“. 
Ansonsten droht auch hier die ewige 
Verdammnis.  

Im Buddhismus ist Selbsttötung sowie 
die Hilfe zum Suizid ein schweres Ver-
gehen. Der Mensch soll sich dem Leiden 
hingeben. 

Im Hinduismus wird fast jeder Mensch 
im nächsten Leben mit Krankheit oder 
anderen schlechten Bedingungen be-
straft, wenn er sich selbst Gewalt antut 
und sich von eigener Hand tötet. 

Damit spielen alle Religionen her-
vorragend auf der Tastatur mit der Angst 
vor dem Tod, um ihre Gläubigen an sich 
zu binden. Todesangst ist nachvollziehbar, 
wenn sie Angst vor etwas Neuem be-
zeichnet, die Angst vor etwas, was außer-
halb unseres bisherigen Erfahrungsbe-
reiches liegt. Diese Art Angst ist bei 
den meisten Menschen Bestandteil des 
täglichen Lebens, wenn wir uns neuen 
Situationen gegenübersehen. Und in 
manchen Situationen beflügelt sie uns 
zu Leistungen, die wir vorher nicht für 
möglich gehalten hätten. 

 
Warum muss ich im  
„Jammertal“ aushalten 
Ich denke, dass der Begriff „Sterbens-
angst“ die Ängste vieler Menschen besser 
beschreibt. Es ist die Befürchtung, am 
Ende seines irdischen Lebens nicht mehr 
selbst gestalten zu können, was mit einem 
geschieht. Diese Befürchtung ist begrün-
det und nachvollziehbar, wir können sie 
jeden Tag tausendfach in unserem Umfeld 
sehen, wenn wir die Augen aufmachen. 

Wenn jemand von einem „schreck-
lichen Tod“ spricht, den er selbst so nicht 

erleben möchte, spricht er eigentlich von 
einem schrecklichen Sterbevorgang, bei 
dem der Tod eine Erlösung für den be-
troffenen Menschen war. Andrerseits 
war es der Menschheit vorbehalten, über 
Jahrtausende hinweg immer raffiniertere 
Möglichkeiten zu entwickeln, um un-
liebsame Zeitgenossen, zu denen vor al-
lem Andersgläubige gehörten, möglichst 
schmerzhaft sterben zu lassen. Am besten 
noch zur höheren Ehre Gottes! 

Um es deutlich auszudrücken: Ich 
stelle die mögliche Existenz eines Gottes 
oder eines höheren Wesens nicht infrage. 
Ich vermag sie aber für mich auch nicht 
zu bejahen. Wenn aber alle Religionen 
versprechen, dass man am Ende seines 
irdischen Daseins im Jenseits das voll-
kommene Glück findet – sofern man 
das Ende nicht selbst bewirkt hat – , 
stellt sich mir die Frage, warum ich dann 
in diesem „Jammertal“ aushalten muss 
und ein für mich möglicherweise qual-
volles Leben bis zum Ende zu ertragen 
soll. 

 
Unglaubliche Dankbarkeit 
Glücklicherweise gibt es seit 26. Februar 
2020 in unserem Lande eine andere 
Möglichkeit. Nach dem Urteilsspruch 
des Bundesverfassungsgerichtes haben 
wir das Recht auf selbstbestimmtes Ster-
ben, das „keiner weiteren Begründung 
oder Rechtfertigung“ bedarf. Diese Re-
gelung ist im Augenblick wohl die libe-
ralste weltweit. Es bleibt abzuwarten, 
ob und wann dieses Recht durch den 
Gesetzgeber eingeschränkt wird mit der 
Begründung, dass ethische und morali-
sche Notwendigkeiten dies erfordern. 
Und diese ethischen und moralischen 
Werte ergeben sich natürlich vorwiegend 
aus christlicher Sichtweise. 

Freitodbegleiter und Sterbehelfer be-
richten übereinstimmend von der tiefen 
Zufriedenheit und der unglaublichen 
Dankbarkeit der Menschen, die diesen 
Weg des selbstbestimmten Sterbens ge-
hen wollen, sobald die Freitodbegleitung 
unmittelbar bevorsteht. Trotzdem bleibt 
anzumerken, dass es einzelne Fälle gab, 
in denen Menschen sich im letzten Au-
genblick noch umentschieden haben. In 
einem Fall war die Begründung: „Wenn 
ich diesen Weg gehe, werde ich nicht in 
geweihter Erde begraben. Das möchte 
ich meiner Familie nicht antun“.   

Wer sich mit der Endlichkeit seines 
eigenen Daseins beschäftigt, wird eines 
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Redaktionsschluss für die nächste HLS-
Ausgabe ist am 15.2.2022.



Dann melden Sie sich bitte unter info@dghs.de

Sie möchten Ihre Mitgliederzeitschrift 

lieber per E-Mail erhalten?

Helfen Sie der Umwelt und 
sparen Sie Papier!
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Alles Gute  
für 2022  
wünscht Ihnen 
Ihre HLS-Redaktion!
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